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Analyse

Internationale Förderung und politische Kultur in der russischen 
Zivilgesellschaft. Das Beispiel der NGOs in der Behindertenhilfe
Von Christian Fröhlich, Leipzig

Zusammenfassung
Am Beispiel von Hilfe für Menschen mit Behinderungen wird gezeigt, dass internationale Förderung russi-
scher NGOs zwar ein wichtiges Standbein zivilgesellschaftlicher Entwicklung in Russland ist. Doch aufgrund 
eines selektiven Modus der Partnerwahl und des Transfers von inhaltlichen und strukturellen Charakteristi-
ka westlicher Institutionen spaltet sich die russische NGO-Gemeinschaft entlang der Bewerbungserfolge bei 
internationaler Unterstützung. Während westlich geförderte NGOs ihre Prioritäten hin zu Menschenrechts-
aktivitäten und Öffentlichkeitsarbeit verschieben und damit den Widerstand staatlicher Strukturen herauf-
beschwören, halten die nicht geförderten NGOs an einer sozialen Partnerschaft mit dem Staat fest, die aber 
wenig Erfolge bei der sozialen Integration marginalisierter Bevölkerungsgruppen verzeichnet.

Behinderung in der russischen Gesellschaft
Mit dem politischen Systemwechsel war und ist in 
Russland eine tiefgreifende Transformation aller gesell-
schaftlichen Teilbereiche verbunden. Die soziale Sicher-
heit der Menschen verringerte sich deutlich, weil in den 
letzten 15 Jahren Reformen erfolgten, die die umfas-
sende Zuständigkeit des Staates durch eine liberale 
Sozialpolitik ersetzten. Dabei stellt sich infolge der 
einschneidenden Um- und Abbauten im staatlichen 
Sozialapparat die Frage nach der sozialen Inklusion 
benachteiligter Bevölkerungsgruppen. Trotz der poli-
tisch vertretenen Richtung eines demokratischen Wan-
dels bleibt die Teilhabe vieler Gesellschaftsmitglieder 
an Bildung, am Arbeitsmarkt und an System sozialer 
Sicherung prekär und die Frage nach der Angemes-
senheit der gesellschaftlichen Integrationssysteme ist 
weiterhin virulent.

Eine Bevölkerungsgruppe, für die sich diese 
Umstände besonders stark und existentiell auswirken, 
sind Menschen mit geistigen und körperlichen Behin-
derungen. Laut russischer Amtsstatistik lebten im Jahre 
2007 rund 13 Millionen behinderte Menschen im Lande, 
dass sind ca. 18 % der Gesamtbevölkerung. Im Vergleich 
zum weltweiten Durchschnitt von ca. 10 % in den UN-
Statistiken, und ungefähr 13 %, von denen die Europäi-
sche Statistik für die Länder der EU spricht, liegt die-
ser Anteil relativ hoch und macht die Lebensumstände 
dieser Menschen zu einer wichtigen sozialstaatlichen 
Aufgabe Russlands.

Menschen mit Behinderungen waren schon in der 
Sowjetunion als ein besonderes sozialpolitisches Pro-
blem gesehen worden. In der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts etablierten sich die Kategorien Leistungs-
fähigkeit und Produktivität, mit denen zwischen »behin-

dert« und »gesund« unterschieden wurden. Hintergrund 
dieser institutionellen Perspektive auf Behinderung war 
die Ideologie einer Gesellschaft frei von Problemen und 
somit auch frei von Menschen mit Beeinträchtigungen 
oder »Defekten«. Daran anschließend setzten Exper-
ten in den medizinischen Strukturen und den politi-
schen Entscheidungsgremien das an der Beseitigung von 
Defekten orientierte Dogma der so genannten »Defekto-
logie« (Defektologija) durch. Auf dieser diagnostischen 
Grundlage entwickelte sich ein weitreichendes Anstal-
tensystem für praktisch jede »Krankheit«, die den Betrof-
fenen aus ideologischer Sicht daran hinderte, aktiv am 
Aufbau der sozialistischen Gesellschaft teilzunehmen. 
Kulturell wurden diese Ausschließungsmechanismen 
von einer traditionell hohen Bewertung physischer und 
psychischer Schaffenskraft gestützt, die eine sozialstruk-
turelle Abwertung von Menschen mit Behinderungen 
bewirkte. Dies schloss diese Personen von der Möglich-
keit aus, ein sozial als normal bewertetes Leben zu füh-
ren – vielmehr kommt es bis heute zu sozialen Stigma-
tisierungen, die auch Familienmitglieder und ihr sozia-
les Umfeld betreffen.

Eine nichtstaatliche Repräsentation der Interessen 
behinderter Menschen gab es in der UdSSR seit 1956 
nicht mehr. Neugründungen von Gesellschaften zur 
Lösung wirtschaftlicher und sozialer Belange Behin-
derter, die nicht in staatlicher Hand lagen, waren seit-
dem verboten. Zwar gab es in den späten 1970er und 
Anfang der 1980er Jahre innerhalb der Dissidentenbewe-
gung einige Gruppierungen, die sich für die Interessen 
behinderter Menschen, vor allem für Opfer von Arbeits-
unfällen, einsetzten. Doch massiver Druck von offiziel-
ler Seite, sowie gewaltsame Übergriffe und erzwungene 
Emigration führten zu ihrer Auflösung.
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Systemtransformation und Wandel in der 
Behindertenhilfe
Doch das politische Chaos in den Transformationspro-
zessen der 1990er Jahre verschaffte auch einer unabhän-
gigen Interessenvertretung für Menschen mit Behinde-
rungen neuen Raum. Nach Aufhebung des Organisa-
tionsverbots gründeten sich im nichtstaatlichen Sektor 
eine Vielzahl von Selbsthilfegruppen und Initiativen aus 
Basisaktivisten und selbst Betroffenen. Doch auch von 
staatlicher Seite hat sich in den letzten 15 Jahren etwas 
getan. Gesetzesentwürfe zur Integration behinderter 
Menschen sind verabschiedet und erhebliche, landes-
weite Finanzierungsprogramme sind angeschoben wor-
den, um der prekären sozialen Lage behinderter Men-
schen durch staatliche Förderprojekte und institutio-
nelle Veränderungen entgegenzuwirken. 

Das im Jahre 1995 verabschiedete nationale Gesetz 
Nr. 181 »Zum sozialen Schutz der Behinderten in der 
Russischen Föderation« war der erste sozialpolitische 
Schritt in Richtung einer Integration – dieses Gesetz 
legt bis heute maßgeblich den sozialen Status von Men-
schen mit Behinderungen fest. Erstmals in der russi-
schen Geschichte werden gleichberechtigte Möglich-
keiten für die Realisierung bürgerlicher, wirtschaftli-
cher und politischer Rechte für Menschen mit Behin-
derungen formuliert. Im Jahre 2005 folgte das von der 
Duma verabschiedete Volksprojekt »Soziale Unterstüt-
zung der Behinderten 2006–2010«. Seitdem wird der 
behinderte Mensch in Gesetzestexten nicht mehr als 
beschädigte Arbeitskrafteinheit, sondern als vollberech-
tigtes Mitglied der Gesellschaft betrachtet. Im Septem-
ber 2008 unterzeichnete Russland außerdem die UN
Menschenrechtskonvention über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen und Präsident Medwedjew 
setzte die Unterstützung der Behinderten auf die staat-
liche Prioritätenliste.

Allerdings gestaltet sich die sozialintegrative Umset-
zung der Gesetzesvorgaben mehr als schwierig. Nicht 
nur aufgrund der in den Gesetzestexten konservierten 
Definition von Behinderung als medizinische Katego-
rie, welche eingeschränkte Lebensaktivitäten exklusiv 
auf die körperliche oder geistige Schädigung zurück-
führt und somit nur Platz für sozialmedizinische, nicht 
aber für bildungs- und arbeitsmarktbezogene Rehabili-
tationsmaßnahmen oder Diskriminierungsschutz lässt. 
Vor allem sind aber bisher keine einheitlichen und ver-
bindlichen Finanzierungsregelungen für Rehabilitations- 
und Integrationsmaßnahmen festgelegt worden. 

In dieser Situation der ungeregelten Finanzierung 
und einem sehr geringen Staatsausgaben im Sozialbe-
reich gründeten sich nichtstaatliche Organisationen im 

Laufe der 1990er vor allem, um die erheblichen Lücken 
in der staatlichen sozialmedizinischen Versorgung zu 
kompensieren. Als Selbsthilfevereinigungen sahen sich 
viele vor allem als Partner des Staates in der Lösung der 
dringenden sozialpolitischen Probleme benachteiligter 
Bevölkerungsgruppen. Doch war finanzielle Hilfe von 
staatlicher Seite kaum zu erwarten, so dass die NGO-
Aktivisten auf ihrer Suche nach alternativen Geldquel-
len auf internationale Entwicklungshilfeorganisationen 
trafen.

Russische NGOs und internationale 
Förderung
In Russland engagieren sich für sozialintegrative Pro-
jekte bis heute staatliche Agenturen wie die deutsche 
GTZ, die amerikanische USAID, die britische DFID 
und die schwedische SIDA, und unabhängige Organi-
sationen, wie z. B. IREX, Soros Foundation, Charities 
Aid Foundation, aber auch bürgerschaftliche Spenden-
vereine, Initiativen etc. Zwischenstaatliche Institutio-
nen wie die OECD und die diversen Agenturen der UN 
und der EU sind ebenfalls seit Jahren involviert. Genaue 
Zahlen sind zwar nicht bekannt, aber es wird geschätzt, 
dass seit den 1990er Jahren ungefähr die Hälfte aller 
nichtstaatlichen Organisationen in Russland Ressour-
cen für Strukturaufbau und Projektrealisierungen von 
internationaler Seite erhalten haben. 

Internationale Organisationen sind an ein weltweites 
Netz von staatlichen und nichtstaatlichen Organisatio-
nen angeschlossen, in dem sie einem Realisierungsdruck 
von bestimmten, in diesem globalen Netz legitimierten 
Idealen und Normen unterliegen, die sich sowohl auf 
die Art und Weise organisationalen Agierens und der 
verfolgten Ziele, als auch auf die Auswahl der Projekt-
partner im Einsatzland auswirken. In der Regel sind das 
westlich-liberale Modelle von demokratischem Handeln 
und zivilgesellschaftlichem Engagement für Menschen-
rechte, sozialen Bewegungen und Unabhängigkeit von 
staatlichen Strukturen.

Deshalb haben internationale Geberorganisationen 
in den meisten Fällen einen sehr präzisen Auswahlmo-
dus für ihre russischen Projektpartner. Das äußert sich 
schon in den Bewerbungsbedingungen und Förderricht-
linien, welche starke Präferenzen auf solche Organisatio-
nen legen, die mit ihrer Projektausrichtung schon west-
lich-liberale Vorstellungen von Demokratie und Zivil-
gesellschaft vertreten, in dem sie sich explizit für indivi-
duelle Menschenrechte einsetzen und Autonomie gegen-
über dem Staat pflegen. Typische, international geför-
derte Projekte sind Konferenzen, Workshops mit inter-
nationalen Experten, Anfertigung und Druck von Infor-
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mationsmaterialien und die Durchführung von Kam-
pagnen zur öffentlichen Meinungsbildung. Dabei wer-
den vor allem solche NGOs bevorzugt, deren Aktivis-
ten bereits zumindest einmal an einem internationalen 
Austauschprogramm teilgenommen haben und schon 
eine so genannte »Fördergeschichte« haben, also in der 
Vergangenheit schon internationale Förderung erhal-
ten haben. Diese Aktivisten sprechen die »Sprache des 
Westens« und wissen, wie sie ihre Projekte im Rahmen 
von Menschenrechten, Demokratisierung und Interes-
sensvertretung erfolgreich artikulieren können. Russi-
sche Bewerber um westliche Fördermittel müssen nicht 
nur diese »Antragslyrik« beherrschen, sondern auch sehr 
gute Englischkenntnisse besitzen, um die Antragsbedin-
gungen erfüllen zu können.

Eine Gefahr, die dabei besteht, ist die Entwicklung 
einer ungleichen Beziehung von Förderer und Geförder-
tem. Die Förderorganisationen geben oft sehr viel Geld 
für russische Projekte, fordern dafür aber detaillierte 
Evaluationen, strikte Abrechnungen und Abschlussbe-
richte ein, die auf die normativen Vorgaben der Aus-
schreibung passen und somit die Fördermechanismen 
vor den internationalen Geldquellen der Geberorgani-
sation rechtfertigen. Diese Bedingungen führen in der 
Regel dazu, dass die russischen NGOs mit der Förde-
rung nicht nur das Geld, sondern auch Weiterbildungen 
in Organisationsmanagement, Fundraising und Abrech-
nungsmodalitäten von ihren westlichen Partnern erhal-
ten. In die russischen Organisationen werden auf die-
sem Wege normative Paradigmen westlicher, rationaler 
Organisationsstrukturen transferiert, welche diese zu 
»besseren« und weiterhin förderungswürdigen Antrags-
stellern machen.

Da aber Förderalternativen für russischen NGOs 
aufgrund der sehr wenigen nationalen Quellen selten 
sind, tendieren viele von ihnen dazu, ihre inhaltlichen 
Projektprioritäten von vormals sozialer Hilfe hin zu den 
in den internationalen Förderprogrammen präferierten 
thematischen Einheiten von Wissensvermittlung und 
Öffentlichkeitsarbeit zu verschieben. Viele Organisatio-
nen müssen hiermit aber den Preis zahlen, den direkten 
Kontakt zu ihrer Klientel zu verlieren. 

Allerdings schließt der Fokus internationaler Geber-
organisationen auf schon »verwestlichte« russische NGOs 
und die strikten und hohen Bedingungen für Anträge 
und Projektrealisationen den Teil der russischen Organi-
sationen aus, die sich aufgrund der ungenügenden staat-
lichen Sozialleistungen auf medizinische und soziale 
Basishilfen konzentrieren. Diese Aktivisten haben direk-
ten Kontakt mit ihrer Klientel, wenn sie bei der Arbeits-
suche helfen oder bei lokalen Bürokraten absenkbare 

Busse und abgesenkte Bordsteine erkämpfen. Sie füh-
ren Kultur- und Erholungsveranstaltungen durch, orga-
nisieren Exkursionen, Sportwettbewerbe und gemein-
same Festivitäten. Nur wenige von ihnen engagierten 
sich jedoch für politische LobbyArbeit oder erheben 
Forderungen nach Ausweitung politischer Rechte und 
gegen Diskriminierung. Sie verstehen sich vielmehr als 
Partner des Staates bei der Lösung und Verbesserung 
der desolaten Lebenslage behinderter Menschen. Diese 
Eigenschaft macht sie einflussreicher in der Zusammen-
arbeit mit staatlichen, sozialpolitischen Organen als ihre 
international geförderten Gegenparts.

Russische NGOs und politische Kultur
Die sowjetische Eigenschaft der »gosudarstvennost« 
gesellschaftlicher Organisationen, d. h. der Loyalität 
gegenüber dem Staat, formte die Staat–Zivilgesellschaft-
Beziehung schon im Zarenreich, und wird derzeit revi-
talisiert. Unter solchen Bedingungen kann es zur Ent-
wicklung einer »quasi-Zivilgesellschaft« kommen, wenn 
technisch vom Staat unabhängige Organisationen kon-
stant staatlich definierte Problemlagen und Lösungsstra-
tegien unterstützen. In der Behindertenhilfe sind das die 
drei größten Organisationen – die »Allrussische Organi-
sation der Blinden«, die »Allrussische Organisation der 
Gehörlosen« und die »Allrussische Organisation der kör-
perlich Behinderten«, welche den größten Teil ihres Bud-
gets aus dem Staatshaushalt erhalten und fast ausschließ-
lich soziale Dienstleistungen und geschützte Werkstät-
ten unterhalten. Sie sind damit eine der stärksten Säu-
len der russischen Wohlfahrt für Menschen mit Behin-
derungen, vertreten selbst aber weder aktiv Menschen-
rechtsthemen noch fordern sie Teilhaberechte ein.

Allerdings waren und sind die meisten, in den 1990er 
Jahren aufgrund der Sozialstaatsdefizite gegründeten 
NGOs mit staatlichen Strukturen in Kooperationen 
verbunden. Von staatlicher Seite wurden materielle 
Ressourcen wie Büroräume und geringe Energiekosten 
geboten, um diese nichtstaatliche Sozialunterstützung 
zu stabilisieren. Diese Situation hält die Aktivisten von 
einem Engagement für Menschenrechte und von poli-
tischer Lobby-Arbeit ab, denn das würde die staatliche 
Unterstützung infrage stellen. 

Während dies NGOs so für internationale Geber 
unsichtbar sind, haben es andererseits international 
geförderte NGOs schwer, ihre Projekte von staatlicher 
Seite legitimieren zu lassen. Deren Menschenrechts-
aktivitäten, wie Forderungen nach mehr politischer 
und sozialer Partizipation werden von der russischen 
Staatsbürokratie oftmals als Dissidententum und Ero-
sion gesellschaftlicher Fundamente interpretiert. Das 
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führt soweit, dass russische NGOs für sich entscheiden, 
keine internationale Hilfe in Anspruch zu nehmen und 
ihre Projekte im Bereich sozialer und kultureller Aktivi-
täten zu belassen, um nicht ins Visier staatlicher Repres-
sionen zu geraten.

Fazit
Es ist unbestreitbar, dass die Aktivitäten internationaler 
Geberorganisationen einen positiven Effekt auf die Ent-
wicklung von nichtstaatlicher Hilfe und Interessensver-
tretung für Probleme und Bedürfnisse von Menschen 
mit Behinderungen haben. Durch internationale Finan-
zierung und Wissenstransfer sind russische NGOs in 
Lage, ihre Positionen auf politischer Ebene zu artiku-
lieren. Durch die internationalen Partnerschaften wan-
deln sich die Organisationstrukturen und Projektziele 
zu westlichen Mustern rationaler Effizienz und Verfol-
gung von Menschenrechtsthemen und Interessensver-
tretung. Allerdings führen die internationalen Förder-
aktivitäten zu einer Spaltung in der NGO-Gemein-
schaft zwischen Organisationen mit und ohne inter-
nationale Förderung. So entsteht die Gefahr, dass die 
internationale Förderung aufgrund immenser einheimi-
scher Finanzierungsknappheit vielmehr eine Aktiviste-
nelite etabliert statt horizontale Beziehungen zwischen 
den NGOs zu fördern. 

Die staatlichen Strukturen in Russland tragen eben-
falls zu dieser Spaltung bei, indem sie internationale För-

derung diskreditieren und Organisationen, die soziale 
und medizinische Dienstleistungen anbieten und eine 
NGO–Staat-Partnerschaft verfolgen, die größten Spiel-
räume bei politischer Kommunikation und materieller 
Förderung einräumen.

Am erfolgreichsten können diejenigen NGOs ihre 
Aktivitäten und Ressourcen nachhaltig sichern, die es 
schaffen, ihre Sprache und Handlungen zu entkop-
peln. Obwohl sie die westliche Sprache von Menschen-
rechten und Interessensvertretung in Evaluationen 
und Abschlussberichten für internationale Förderun-
gen benutzen, kommunizieren und kooperieren sie mit 
staatlichen Strukturen in Russland im Rahmen der tra-
ditionellen, auf soziale Dienstleistungen ausgerichteten 
NGO–Staat-Partnerschaft. 

Doch die organisationalen Ressourcen und Erfah-
rungen dazu haben die wenigsten russischen NGOs. 
Eine wirkungsvolle Entwicklung zivilgesellschaftlicher 
Strukturen, die umfassende Auswirkungen auf eine Ver-
besserung der sozialen Integration von marginalisierten 
Bevölkerungsgruppen, wie z. B. Menschen mit Behin-
derungen, hat, müsste sowohl die Förderungsperspek-
tive internationaler Organisationen ausweiten als auch 
Ressentiments staatlicher Strukturen gegenüber inter-
nationalen Akteuren abbauen.

Über den Autor:
Christian Fröhlich, M.A., promoviert am Lehrstuhl für Kultursoziologie des Instituts für Kulturwissenschaften an 
der Universität Leipzig mit einer Arbeit über den weltkulturellen Einfluss auf die Entwicklung von Zivilgesellschaft 
in Russland.

Lesetipps:
Evans, Alfred B. / Henry, Laura A. / McIntosh Sundstrom, Lisa (eds): Russian Civil Society. A Critical Assessment, •	
Armonk and London: M.E. Sharp, 2006.
Henderson, Sarah L.: Building Democracy in Contemporary Russia, Western Support for Grassroots Organiza-•	
tions, Ithaca: Cornell University Press, 2003.
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Analyse

Gegen soziale Ausgrenzung und Stigma: Zivilgesellschaftliche 
Organisationen und die Bekämpfung der Aids-Epidemie in Russland
Von Ulla Pape, Groningen

Zusammenfassung
Aids-Organisationen haben sich in den letzten Jahren zu einem äußerst aktiven Teil der russischen Zivil-
gesellschaft entwickelt. Durch Aufklärungskampagnen, Präventionsprogramme für besonders betroffene 
Gruppen sowie Beratungsangebote leisten sie einen wichtigen Beitrag zur der Bekämpfung der Aids-Epide-
mie in Russland. Selbsthilfeorganisationen wie die »Russische Vereinigung von Menschen mit HIV« setzen 
sich zum Ziel, der Epidemie ein Gesicht zu geben und die Lebensqualität Betroffener zu verbessern sowie 
ihre Rechte innerhalb der russischen Gesellschaft zu stärken. 

HIV/Aids in Russland: Entwicklung und 
Ausmaß der Epidemie
Die Aids-Epidemie wurde in Russland lange ignoriert 
und hat sich in den letzten Jahren zu einem schwerwie-
genden sozialen und politischen Problem entwickelt. 
Vor allem durch intravenösen Drogengebrauch übertra-
gen, hat sich die Epidemie seit Ende der neunziger Jahre 
rasant ausgebreitet. Heute gibt es nach Angaben des Rus-
sischen Aids-Zentrums 494.074 registrierte Fälle. Die 
Dunkelziffer wird allerdings wesentlich höher geschätzt. 
So geht UNAIDS, das gemeinsame Programm der Ver-
einten Nationen zu HIV und Aids, derzeit von 940,000 
Menschen mit HIV in Russland aus. Gefolgt von der 
Ukraine, hat Russland damit die bei weitem größte Aids-
Epidemie in Europa. 

HIV/Aids trifft besonders junge Menschen in Russ-
land. 80 % der Neuinfektionen treten in der Alters-
gruppe von 14 bis 30 Jahren auf. Während zunächst in 
erster Linie Randgruppen wie Drogennutzer, Frauen 
in der Sexindustrie und Männer, die Sex mit Männern 
haben, betroffen waren, wird HIV nun auch immer 
häufiger bei Frauen während der regulären Schwanger-
schaftsuntersuchung festgestellt. Experten befürchten 
daher den Übergang zu einer allgemeinen Aids-Epide-
mie in Russland.

Staatliche HIV/Aids-Politik
Staatlicher Politik kommt eine entscheidende Rolle bei 
der Aids-Bekämpfung zu. Gut durchdachte Präventi-
onsprogramme sind in der Lage die Epidemie erfolg-
reich einzudämmen, während politische Leugnung und 
Vermeidung des Problems in vielen Ländern zu einer 
beschleunigten Ausbreitung der Epidemie geführt hat. 
HIV/Aids ist ein stark politisiertes Problemfeld, was 
sowohl auf Vorurteile und Unbehagen bezüglich der 
Übertragungswege der Infektionskrankheit zurückzu-

führen ist, als auch darauf, dass die Epidemie soziale 
und wirtschaftliche Konfliktlinien innerhalb der Bevöl-
kerung an die Oberfläche bringt und verstärkt. 

Internationale Organisationen, wie die Weltgesund-
heitsorganisation und UNAIDS, haben daher eine ganze 
Reihe von Präventionsmaßnahmen erarbeitet, die darauf 
abzielen, staatliche HIV/Aids Politik zu unterstützen 
und Barrieren in der Bekämpfung der Epidemie zu über-
winden.

Ein wichtiger Erklärungsfaktor für den schnel-
len Anstieg der HIV-Infektionsrate in Russland ist der 
Umstand, dass sich die Epidemie parallel zum post-
sowjetischen Transformationsprozess entwickelte. Die 
finanzielle Ausstattung des staatlichen Gesundheitswe-
sens wurde im Verlauf der Systemtransformation immer 
weiter eingeschränkt, Gesundheitsprogramme aufgrund 
abnehmender Steuereinnahmen zurückgefahren. Das 
Russische Aids-Zentrum, das bereits zu Zeiten der Sow-
jetunion eingerichtet wurde und bis heute die Haupt-
verantwortung für die Bekämpfung der Aids-Epidemie 
trägt, wurde in seiner Struktur unverändert aufrecht-
erhalten, jedoch derart schlecht ausgestattet, dass sich 
seine Aktivitäten über lange Zeit auf die Diagnose neuer 
Fälle beschränkten. Zudem war der Ansatz der staat-
lichen HIV/Aids Politik vor allem auf breit angelegte 
HIV-Tests und andere Kontrollmaßnahmen gerichtet. 
Aufklärungskampagnen und Präventionsprogramme, 
die auf die Eigenverantwortung des Individuums set-
zen, wurden dagegen lange vernachlässigt.

Neben Versäumnissen in der staatlichen Poli-
tik trugen auch gesellschaftliche Veränderungen und 
neue soziale Probleme zur Verbreitung von HIV/Aids 
in Russland bei. So nahm der Drogenkonsum unter 
Jugendlichen in den 1990er Jahren stetig zu. Auch ver-
änderte sexuelle Normen und Verhaltensweisen bei 
einem gleichzeitigen Mangel an Aufklärungsprogram-
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men erhöhten das Risikopotential innerhalb der russi-
schen Gesellschaft. 

In der russischen Politik wurde die Tragweite des 
Problems lange unterschätzt. Erst 2003 wurde HIV/Aids 
vom damaligen Präsidenten Wladimir Putin erstmals 
offiziell als Problem benannt. Im April 2006 erklärte 
Putin die Aids-Epidemie zur Bedrohung der nationa-
len Sicherheit und rief dazu auf, Präventionsmaßnahmen 
innerhalb der Bevölkerung zu verstärken. Auch die neue, 
im Mai 2009 vorgestellte, nationale Sicherheitsstrategie 
nennt HIV/Aids zusammen mit anderen Gesundheits-
problemen als Faktor, der Russlands demographische 
Entwicklung negativ beeinflusst und somit ein nationa-
les Sicherheitsrisiko darstelle. Auch wenn der Epidemie 
heute wesentlich mehr Gewicht beigemessen wird als 
noch vor einigen Jahren und die staatlichen Ausgaben 
für Präventionsprogramme inzwischen deutlich erhöht 
wurden, steht Russland bei der effektiven Bekämpfung 
der Aids-Epidemie erst ganz am Anfang, da es die rus-
sische Regierung bisher versäumt hat, strukturelle Hin-
dernisse in der Aids-Prävention, wie beispielsweise das 
Fehlen von Sexualaufklärung in der Schule, aus dem 
Weg zu räumen.

Staat und Zivilgesellschaft im Bereich HIV/
Aids
Zivilgesellschaftliche Organisationen haben keinen 
leichten Stand in Russland. Die Schwierigkeiten, mit 
denen die russische Zivilgesellschaft im Allgemeinen 
zu tun hat, wie Rechtsunsicherheit, staatliche Kontrolle, 
eingeschränkte Öffentlichkeit sowie die schwache Aus-
prägung zivilgesellschaftlicher Traditionen in der russi-
schen Gesellschaft, treffen auch auf die Organisationen 
zu, die im Bereich HIV/Aids tätig sind. Seit der Ein-
führung des neuen NGO-Gesetzes im Jahre 2006 sehen 
sich auch Aids-Organisationen mit erhöhten gesetzli-
chen Anforderungen in Bezug auf staatliche Registrie-
rung, Steuererklärung und Projektdokumentation kon-
frontiert. Praktische Fragen, wie Genehmigungen, Ver-
träge mit staatlichen Institutionen, Evaluationen nach 
unterschiedlichen nationalen wie internationalen Stan-
dards sowie die Nutzung bzw. Miete von Büroräumen 
nehmen einen erheblichen Stellenwert in der täglichen 
Arbeit von Aids-Organisationen in Russland ein. 

Daneben gilt es, zwischen unterschiedlichsten 
Ansprüchen zu lavieren: Zum einen sind russische Aids-
Organisationen den Anforderungen ihrer meist aus-
ländischen Geldgeber verpflichtet, zum anderen müs-
sen sie sich der Unterstützung staatlicher Stellen ver-
sichern, um ihre Projekte erfolgreich durchführen zu 
können. Im Vergleich zu anderen Bereichen zivilgesell-

schaftlicher Tätigkeit kommt für Aids-NGOs erschwe-
rend hinzu, dass das Thema HIV/Aids gesellschaftlich 
tabuisiert ist und viele Programme daher kaum auf die 
Unterstützung der russischen Bevölkerung bauen kön-
nen, insbesondere dann wenn es sich um ausgegrenzte 
Zielgruppen wie Drogennutzer oder Männer, die Sex mit 
Männern haben, handelt. Die für die russische Zivilge-
sellschaft allgemein charakteristische Nischenkultur ist 
daher auch im Aids-Sektor stark ausgeprägt. 

Trotz aller Schwierigkeiten haben sich russische Aids-
Organisationen in den letzten Jahren zu einem äußerst 
aktiven Teil der russischen Zivilgesellschaft entwickelt. 
Die Unterstützung internationaler Organisationen, wel-
che in der Zivilgesellschaft den Schlüssel zur effekti-
ven Bekämpfung von HIV/Aids sehen, spielt dabei eine 
wichtige Rolle. Auch die russische Regierung hat inzwi-
schen erkannt, dass zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen einen wesentlichen Beitrag zur Bekämpfung der 
Aids-Epidemie in Russland leisten können und betont 
die Notwendigkeit einer umfassenden nationalen Stra-
tegie unter Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Orga-
nisationen. Auf regionaler Ebene gibt es bereits zahlrei-
che Programme, in denen staatliche Institutionen mit 
Aids-Organisationen zusammenarbeiten. Darüberhi-
naus erhalten viele Organisationen neben internationa-
len Projektgeldern inzwischen auch staatliche Förder-
mittel. So fließt ein überwiegender Anteil der Finanz-
mittel, die innerhalb des nationalen Gesundheitspro-
gramms für Aids-Prävention aufgewendet werden, in 
Projekte, die von zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen durchgeführt werden.

Organisatorische Vielfalt
Der russische HIV/Aids-Sektor zeichnet sich durch eine 
Vielzahl äußerst unterschiedlicher Organisationen aus. 
Die ersten Aids-Organisationen wurden bereits Anfang 
der 1990er Jahre gegründet, zumeist mit Hilfe interna-
tionaler Programme. Wie in vielen anderen Ländern 
nahmen zivilgesellschaftliche Organisationen auch 
in Russland eine Vorreiterrolle im Kampf gegen die 
Immunschwächekrankheit ein. Sie waren die ersten, die 
auf die entstehende Epidemie hinwiesen und Pilotpro-
gramme in der Aids-Prävention durchgeführten. Ein 
Beispiel ist die Moskauer Organisation »Aids-Infoshare«, 
die 1993 aus einem amerikanischen Projekt hervorging. 
Eine zweite Gründungswelle setzte Ende der 1990er 
Jahre ein, als sich die verheerende Ausbreitung der Aids-
Epidemie in Russland abzeichnete. Viele regionale Orga-
nisationen wurden in dieser Zeit auf der Basis der staat-
lichen Aids-Zentren gegründet. Ärzte und andere Mit-
arbeiter dieser Zentren schlossen sich hierbei in zivil-
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gesellschaftlichen Organisationen zusammen, um auf 
dieser Grundlage Aids-Präventionsprogramme durch-
zuführen, für die innerhalb der staatlichen Institutio-
nen keine Finanzierung zu finden war. Ein entscheiden-
der Anreiz für diese Entwicklung war die Politik inter-
nationaler Geldgeber, die Fördergeldern nur an zivilge-
sellschaftliche Organisationen, nicht aber an staatliche 
Institutionen vergaben. Dieses führte dazu, dass ein Teil 
der heute aktiven Aids-Organisationen eng an die staat-
lichen Aids-Zentren angebunden ist. Daneben entstan-
den in den letzten Jahren verstärkt Selbsthilfegruppen 
sowie Organisationen, die sich für die Interessenvertre-
tung von Menschen mit HIV einsetzen.

Heute gibt es landesweit etwa 300 Organisatio-
nen, die im Bereich HIV/Aids tätig sind. Die überwie-
gende Mehrheit sind russische Organisationen. Sie sind 
zumeist als gesellschaftliche Organisationen oder Stif-
tungen gesetzlich registriert und auf lokaler bzw. regio-
naler Ebene tätig. Die größten Aids-Organisationen in 
Russland haben ihren Sitz in Moskau. Fünf dieser lan-
desweit tätigen Aids-Organisationen haben sich 2003 
zum Globus-Projekt zusammengeschlossen, das vom 
»Globalen Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberku-
lose und Malaria« gefördert wird und in seinem Umfang 
das derzeit größte Aids-Präventionsprojekt in Russland 
ist. In den Regionen arbeiten die landesweit tätigen 
NGOs mit lokalen Partnerorganisationen zusammen. 
Häufig führen sie Programme durch, die parallel in 
verschiedenen Regionen stattfinden. Informationsaus-
tausch und Weiterbildung innerhalb dieser übergreifen-
den Programme bieten den beteiligten Partnerorganisa-
tionen die Gelegenheit, ihre Kompetenzen in der Aids-
Prävention zu erweitern. Daneben gibt es eine Reihe 
von Netzwerken, die russische Aids-Organisationen auf 
nationaler Ebene vereinen. Ein Beispiel ist das »Natio-
nale Forum Russischer Aids-NGOs«, welches zum Ziel 
hat, Austausch und Zusammenarbeit zwischen russi-
schen Aids-Organisationen zu fördern und gemeinsame 
Interessen zu vertreten.

Hinsichtlich der Aufgabenfelder und Handlungs-
strategien von Aids-Organisationen in Russland las-
sen sich drei Bereiche unterscheiden: soziale Dienstleis-
tungen, politische Interessenvertretung und Selbsthilfe. 
Die überwiegende Mehrheit der russischen Aids-Orga-
nisationen bietet soziale Dienstleistungen an. Diese rei-
chen von Aufklärungskampagnen für Jugendliche über 
Präventionsprogramme für besonders betroffene Grup-
pen bis zu Betreuung und Pflege Aids-kranker Patien-
ten. Neben den eher unpolitisch vorgehenden Dienst-
leistern gibt es auch Organisationen, die versuchen, auf 
Veränderungen in der russischen Aids-Politik hinzuwir-

ken. So setzt sich das »Russian Harm Reduction Net-
work« beispielsweise für die Einführung von speziellen 
Präventionsprogrammen für Drogennutzer ein und ver-
sucht, mehr Akzeptanz für diese Zielgruppe zu errei-
chen. Das dritte Aufgabenfeld russischer Aids-Organi-
sationen ist die Selbsthilfe, die für viele Betroffene von 
entscheidender Bedeutung ist. 

Der Epidemie ein Gesicht geben:  
die »Russische Vereinigung von Menschen 
mit HIV«
Als die »Russische Vereinigung von Menschen mit HIV« 
im Mai diesen Jahres ihre offizielle Registrierung als lan-
desweite Dachorganisation erhielt, war dies das Resul-
tat eines langwierigen Gründungsprozesses und wurde 
als wichtiger Erfolg der Bewegung gefeiert. Neben dem 
Zugang zu medizinischer Behandlung ist die Furcht 
vor sozialer Ausgrenzung eines der größten Probleme 
von Menschen mit HIV in Russland. Da die Aids-Epi-
demie mit anderen gesellschaftlichen Tabus wie Dro-
gensucht und Homosexualität in Verbindung gebracht 
wird, sehen sich Betroffene häufig mehrfachen Stigma-
tisierungen ausgesetzt. 

Die »Russische Vereinigung von Menschen mit HIV« 
versucht, der gesellschaftlichen Ausgrenzung entgegen 
zu wirken und die Rechte von HIV-positiven Menschen 
in Russland zu stärken. Als landesweites Netzwerk ver-
bindet die Vereinigung rund 200 Gruppen und indivi-
duelle Mitglieder in mehr als 50 Regionen. Das Inter-
net hat sich hierbei zu einem wichtigen Medium ent-
wickelt. Spezielle Webseiten bieten Informationen und 
Austauschmöglichkeiten für Betroffene an. Auf lokaler 
Ebene bieten Selbsthilfegruppen Beratungsangebote an, 
um den Zugang zur antiretroviralen Therapie und ande-
ren medizinischen Dienstleistungen zu erweitern und 
die allgemeine psychosoziale Situation von Menschen 
mit HIV zu verbessern. Die Vereinigung betont, dass 
ihre Arbeit nicht allein der Verbesserung der Lebensqua-
lität Betroffener dient, sondern auch einen entscheiden-
den Beitrag zur Aids-Bekämpfung im Allgemeinen leis-
tet. Je mehr Betroffene nämlich durch Beratungsange-
bote erreicht werden und antiretrovirale Therapie erhal-
ten, desto besser stehen die Möglichkeiten, den Anstieg 
der Aids-Epidemie in Russland zu stoppen.

Handlungsbedarf
Zivilgesellschaftliche Organisationen leisten einen wert-
vollen Beitrag zur Bekämpfung der Aids-Epidemie in 
Russland. Ihre Arbeit bleibt jedoch häufig auf soziale 
Dienstleistungen begrenzt, wohingegen ihre Bemühun-
gen um eine Verbesserung der Aids-Politik in Russland 
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oft an politischen Widerständen scheitern. Eine erfolg-
reiche Bekämpfung der Epidemie ohne grundlegende 
politische Umorientierung ist allerdings nicht zu erwar-
ten. Dazu gehört zu allererst die Überwindung von Vor-
urteilen und ein pragmatischer Ansatz in der Aids-Poli-
tik. Wenn die russische Regierung in der Vergangenheit 
HIV/Aids wiederholt als nationale Bedrohung eingestuft 
und zur Priorität staatlicher Sozialpolitik erklärt hat, 
gilt es nun, diese Intentionen in die Praxis umzusetzen. 
Hierbei ergeben sich folgende Prioritäten: Zum einen 
ist es wichtig, besonders betroffene Gruppen wie Dro-

gennutzer stärker zu berücksichtigen und umfassende 
Programme für diese Zielgruppen zu erarbeiten. Dane-
ben gilt es, Aufklärungsarbeit besonders für Jugendli-
che auszuweiten und in den regulären Schulunterricht 
aufzunehmen. Schließlich sollte die staatliche Politik 
sich stärker um die Integration von Menschen mit HIV 
bemühen und eine Zusammenarbeit mit Organisatio-
nen wie der »Russischen Vereinigung von Menschen mit 
HIV« fördern, um die Rechte Betroffener zu schützen 
und ihr Potential bei der Bekämpfung der Aids-Epide-
mie in Russland zu nutzen. 
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HIV/Aids in Russland

Verbreitung von HIV
Grafik 1: Kumulative Anzahl der offiziell registrierten HIV-Infektionen in Russland 1994–2008
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887 1.090 2.603 6.918 10.889 30.647 89.808 177.579 227.502 263.898 296.045 300.252 373.718 403.100 471.676

0

50.000

100.000

150.000

200.000

250.000

300.000

350.000

400.000

450.000

500.000

Q
ue

lle
: R

us
sis

ch
es 

Fö
de

ra
les

 w
iss

en
sch

af
tli

ch
-m

et
ho

di
sch

es 
Ze

nt
ru

m
 fü

r P
rä

ve
nt

io
n 

un
d 

Ai
ds

-B
ek

äm
pf

un
g 

[=
 S

ta
at

-
lic

he
s A

id
s-Z

en
tr

um
], 

ht
tp

:/
/w

w
w

.h
iv

ru
ss

ia
.o

rg
/

http://hivpolicy.net/
http://www.hivrussia.org/


10

russland-
analysen russland-analysen  188/09

Grafik 2: Geschätzte Zahl der HIV-Infizierten (2007)
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Quelle: UN AIDS: 2008 Report on the Global AIDS Epidemic, Annex 1: HIV and AIDS estimates and data, 2007 and 2001, 
http://data.unaids.org/pub/GlobalReport/2008/jc1510_2008_global_report_pp211_234_en.pdf

Grafik 3: Anteil der HIV-Infizierten an der Bevölkerung im Alter von 15 bis 49 (2005)
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Einstellung zu Menschen mit HIV in Russland

Im Mai 2009 führte das »Allrussische Meinungsforschungsinstitut« (WZIOM) eine Umfrage zu den Einstellungen 
der russischen Bevölkerung zu Menschen mit HIV durch. Das Meinungsforschungsinstitut zieht die Schlussfolgerung, 
dass die russische Bevölkerung im Allgemeinen nicht bereit ist, Menschen mit HIV zu unterstützen. 

Grafik 4: Ausgrenzung von Menschen mit HIV (Zustimmung in Prozent)
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Quelle: Rossijskaja Gaseta, »Rossijane ne gotowy poddershiwat’ ljudej s WICh-infekzii«, 22 Mai 2009,  
http://www.rg.ru/2009/05/18/reg-volga-ural/vich-anons.html.

Informationsstand innerhalb der russischen Bevölkerung

Das »Allrussische Meinungsforschungsinstitut« (WZIOM) führt seit einigen Jahren repräsentative Umfragen durch, 
die den Informationsstand der russischen Bevölkerung im Hinblick auf HIV/Aids abfragen. Die Ergebnisse der letz-
ten Umfrage wurden im vergangenen Jahr zum Welt-Aidstag am 1. Dezember 2008 veröffentlicht. Die im Auftrag 
des »Föderalen Dienstes zur Überwachung der Verbraucherrechte und des Wohlergehens der Bevölkerung« (Rozpo-
trebnadzor) erstellte Studie mit dem Titel »Aids – wir fürchten die Epidemie, aber kennen sie nicht« zeigt, dass der 
Informationsstand innerhalb der russischen Bevölkerung niedrig ist. Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse 
ist allerdings zu beachten, dass einige Fragen mehrdeutig sind. Wenn etwa 25 % der Befragten die Aussage verneint, 
dass eine Infektion mit HIV durch konsequenten Kondomgebrauch vermieden werden kann, ist nicht sicher, ob die 
Befragten damit die Zuverlässigkeit von Kondomen bezweifeln oder an andere Übertragungsmöglichkeiten denken. 
Auch zeigt ein Vergleich mit dem EU-Barometer zum Thema HIV/Aids, dass die Deutschen zwar besser über die 
Übertragungswege der HIV-Infektion informiert sind, jedoch auch unsicher sind, was die Bewertung von Übertra-
gungsrisiken im Alltag betrifft.

Grafik 5: Man kann eine HIV-Infektion 
vermeiden, wenn man bei jedem 
Sexualkontakt ein Kondom verwendet.

Quelle: http://wciom.ru/arkhiv/tematicheskii-arkhiv/item/sin-
gle/11068.html?no_cache=1&cHash=14cd4b0afe
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Grafik 6: Ein gesund wirkender Mensch kann HIV-infiziert sein.

Quelle: http://wciom.ru/arkhiv/tematicheskii-arkhiv/item/single/11068.html?no_cache=1&cHash=14cd4b0afe

Grafik 7: Durch den gemeinsamen Gebrauch von Essgeschirr mit einem HIV-infizierten 
Menschen kann HIV übertragen werden.
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Analyse

Der Einfluss nichtstaatlicher Akteure auf die regionalen 
Governance-Strukturen. Das Beispiel Nishnij Nowgorod 
Von Kathrin Müller, Düsseldorf

Zusammenfassung:
In der Region Nishnij Nowgorod gibt es verschiedene Verhandlungsplattformen, innerhalb derer staatliche 
Akteure und NGOs zusammenarbeiten. Dazu zählen u. a. Arbeitsgruppen zur Erarbeitung neuer oder zur 
Implementierung bereits bestehender Gesetze im sozialen Bereich, die Arbeit in der Gesellschaftskammer, 
die sich mit Fragen der Zusammenarbeit zwischen Staat und Gesellschaft beschäftigt sowie die gemeinsa-
me Durchführung von Seminaren zur Information der Bürger. Diese Zusammenarbeit steht jedoch in den 
meisten Fällen unter der Kontrolle des Staates und ist nur einem exklusiven Kreis von loyalen nichtstaatli-
chen Akteuren zugänglich. Ausnahmen sind NGOs, die es schaffen, den Staat zu bestimmten Verhandlun-
gen zu zwingen und damit soziale Verbesserungen zu erreichen, beispielsweise bei der integrativen Bildung 
oder der Barrierefreiheit für Behinderte, die über die vom Staat geplanten Maßnahmen hinausgehen. Wer 
sich außerhalb der Interessen des Staates engagiert und öffentlich Kritik übt, insbesondere im Bereich der 
Menschenrechte, muss in der Region weiterhin mit Repressionen rechnen.

Einleitung
Seit dem Jahr 2000, dem Amtsantritt von Wladimir 
Putin als Präsidenten, wurden in Russland sowohl auf 
föderaler als auch auf regionaler Ebene eine Reihe von 
Gesetzen zu NGOs (Nicht-Regierungs-Organisatio-

nen) und zur Zusammenarbeit zwischen staatlichen 
und nichtstaatlichen Akteuren reformiert und neu ver-
abschiedet. Sie strukturierten die Interaktionen zwi-
schen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren teil-
weise neu und verursachten kontroverse Diskussionen. 

http://wciom.ru/arkhiv/tematicheskii-arkhiv/item/single/11068.html?no_cache=1&cHash=14cd4b0afe
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Während viele Beobachter fürchteten, dass diese Gesetze 
die Aktivitäten von NGOs einschränken, erschweren 
und dem Staat mehr Kontrollrechte einräumen, folg-
lich die autoritären Tendenzen in Russland weiter stär-
ken würden, vertraten die staatlichen Akteure die Mei-
nung, dass diese Gesetze notwendig seien, um Transpa-
renz zu schaffen. Das offiziell deklarierte Ziel war eine 
gesetzliche Grundlage für die Arbeit eines neuen Typs 
von Akteuren in der politischen Landschaft Russlands 
zu schaffen. Damit sollten NGOs offiziell anerkannt 
und ihnen die Möglichkeit gegeben werden, transpa-
rent am politischen Prozess mitzuwirken. 

Diese gegensätzliche Interpretation der Gesetze und 
ihrer möglichen Wirkung und damit der Beziehung 
zwischen Staat und NGOs ist ein Beispiel für viele Dis-
kussionen, die in einem größeren Zusammenhang ste-
hen: Diskussionen um die Art des politischen Systems 
in Russland. Sie halten unter Präsident Dmitrij Med-
wedew an, neu forciert durch dessen liberalere Rheto-
rik. Die Frage, die dabei selten gestellt wird, ist, wie sich 
neben diesen lauten Diskussionen der ganz konkrete 
politische Prozess in den russischen Regionen gestal-
tet. Das Verständnis der Entwicklung der Zusammen-
arbeit zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Akteu-
ren, die sich im Alltag in konkreten Projekten in den 
russischen Regionen manifestiert, ist jedoch von ebenso 
großer Bedeutung für den Charakter und die mögliche 
Entwicklung des russischen politischen Systems, wie 
die öffentliche Diskussion um dieses Verhältnis auf der 
Grundlage einschneidender Ereignisse, wie beispiels-
weise dem Mord an Natalja Estemirowa, einer Mitar-
beiterin der NGO Memorial in Tschetschenien. Des-
halb soll hier die Frage gestellt werden, warum und wie 
staatliche Akteure mit NGOs auf der regionalen Ebene 
zusammenarbeiten.

Die Fallstudien beruhen auf Untersuchungen von 
2008 (Experteninterviews, Dokumentenstudium, 
Sekundärquellen) aus der Region Nishnij Nowgorod, 
die zu den wirtschaftlich starken in Russland gehört und 
auch zivilgesellschaftlich entwickelt ist. Sie ist jedoch in 
Russland insgesamt nicht führend, was die Stärke der 
Zivilgesellschaft angeht. Vorn liegen dabei Moskau, St. 
Petersburg und das oft als »Hauptstadt der Zivilgesell-
schaft« bezeichnete Perm.

Gründe und Formen der Kooperation 
Es kann davon ausgegangen werden, wie es etwa Renate 
Mayntz und Fritz Scharpf im Ansatz des akteurzentrier-
ten Institutionalismus formulieren, dass Verhandlun-
gen zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Akteu-
ren in modernen Staaten zunehmen, um Defekte hie-

rarchischer Steuerung und einseitiger staatlicher Hand-
lung auszugleichen. Die Antwort darauf, warum staat-
liche und nichtstaatliche Akteure zusammenarbeiten, 
könnte demnach lauten, dass der Staat bestimmte Pro-
bleme aufgrund ihrer Komplexität nicht durch hierar-
chische Steuerung lösen kann. Er ist auf den Beitrag 
nichtstaatlicher Akteure angewiesen. 

Ein Beispiel dafür lässt sich in der Wohnungspoli-
tik der Region Nishnij Nowgorod finden. Dort hat der 
Staat die Initiative ergriffen und ist auf eine NGO, die 
sich mit Wohnungsfragen beschäftigt, zugegangen, um 
sie für Seminare zu gewinnen, in denen die Bürger über 
die Vorteile von Wohnungseigentümergesellschaften 
aufgeklärt werden sollen. An der vermehrten Grün-
dung dieser Gesellschaften ist die Regionalverwaltung 
sehr interessiert, da von ihrer Anzahl u. a. die Förder-
gelder der nationalen Ebene für die Renovierung von 
Wohnraum abhängen. Ergebnis der Verhandlung war 
ein Vertrag zwischen NGO und Regionalverwaltung 
über die Durchführung dieser Seminare. Dieses Beispiel 
zeigt: Der Staat kann das Problem aufgrund mangeln-
der Fachkenntnis nicht lösen, also sucht er die Zusam-
menarbeit mit Experten auf diesem Gebiet, um das Pro-
blem gemeinsam anzugehen.

Die Zusammenarbeit beschränkt sich aber auf dieses 
Projekt. Alles, was an Zusammenarbeit darüber hinaus-
geht, geschieht nur, wenn staatliche Akteure – wie im 
Falle der beschriebenen Seminare – die unmittelbare 
Notwendigkeit einer Zusammenarbeit mit NGOs sehen. 
Von einer erfolgreichen bottom up-Strategie, also von 
einer direkt von NGOs initiierten Verhandlung zwi-
schen staatlichen Akteuren und NGOs, kann bei diesem 
Projekt somit nicht die Rede sein, obwohl sich die NGO 
auch vorher um eine Zusammenarbeit bemüht hatte. 
Die Gründe für die Strategie des Staates, die Zusam-
menarbeit so gering wie möglich zu halten, obwohl diese 
rein sachlich gesehen für die Reform der Wohnraumver
waltung durchaus von Vorteil gewesen wäre, können mit 
der Komplexität des Problems allein also nicht vollstän-
dig erklärt werden.

Es muss weitere Gründe für die spezielle Art der 
Zusammenarbeit geben. Diese finden sich im Erklä-
rungsansatz des autoritären Korporatismus von Juan 
Linz. Demnach hängen die Art von Verhandlungsplatt-
formen und der Verhandlungsspielraum von NGOs 
vom autoritären Regime ab. Der Staat diktiert die Insti-
tutionen und Prozesse der Verhandlungen mit nicht-
staatlichen Akteuren, weil der Machterhalt an erster 
Stelle steht. Um ihre Macht zu erhalten, sind die staatli-
chen Akteure bereit, hierarchische Steuerung auch ohne 
gesetzliche Grundlage mit den Verhandlungen zu kom-
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binieren, Gesetze zu umgehen oder nicht zu implemen-
tieren. Sollten NGOs trotzdem versuchen, die Initiative 
zu ergreifen, werden sie unterdrückt und bekämpft. Die-
ses erzwungene institutionalisierte Modell der Verhand-
lung erlaubt nichtstaatlichen Akteuren zwar die Artiku-
lation sozialer Interessen, unterdrückt aber offene Kon
flikte, um einen Machtverlust zu vermeiden. 

Die staatlichen Akteure in der Region Nishnij 
Nowgorod folgen diesem Modell in den meisten Fäl-
len. Das bedeutet plakativ gesprochen: Verhandlung ja, 
aber nur unter der Kontrolle des Staates. Ein Beispiel für 
diese Art der Verhandlung ist auch die regionale Gesell-
schaftskammer, eine Plattform, die für Verhandlungen 
zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren über 
aktuelle Probleme geschaffen wurde und deren Zugangs-
regel in der Region Nishnij Nowgorod so beschaffen ist, 
dass die Möglichkeit besteht – und auch genutzt wird –, 
loyale nichtstaatliche Akteure durch namentliche Ernen-
nung bei der Aufnahme in die Kammer stark zu bevorzu-
gen und so einen Dialog mit der Zivilgesellschaft ledig-
lich zu simulieren. Die Verhandlungen bleiben so unter 
der ständigen Kontrolle der staatlichen Akteure. Es wer-
den zwar Ideen aufgenommen und bestimmte ausge-
wählte nichtstaatliche Akteure können ihre Interessen 
vertreten, sie können sich aber nur in dem vom Staat 
zugelassenen Rahmen äußern und engagieren. NGOs, 
die einen solch exklusiven Zugang haben, halten sich an 
diese Vorgaben, weil die Aufgabe der Loyalität mit den 
staatlichen Akteuren den Ausschluss aus den Verhand-
lungsarenen und damit den Verlust auch des beschränk-
ten Einflusses bedeuten kann. 

Allerdings können auch in einem Regime mit autori-
tären Tendenzen Fachwissen, Professionalität und Erfah-
rung in der Zusammenarbeit mit staatlichen Akteuren 
seitens der NGOs dazu führen, dass diesen ein gewisser 
Handlungsspielraum, d. h. mehr Initiative und Engage-
ment gewährt wird, als anderen nichtstaatlichen Akteu-
ren. Dies zeigt sich in der sehr erfolgreichen Arbeit einer 
Organisation aus Nishnij Nowgorod, die sich als eine 
Art Sprecher der NGOs in der Region einen Namen 
gemacht hat und durch ihre Expertise einen gewissen 
Spielraum sowie das Recht erkämpft hat, in vielen Berei-
chen mit staatlichen Akteuren kritisch – sofern kon-
struktiv – zusammen zu arbeiten. Trotz ihrer Kritik an 
der Einführung einer regionalen Gesellschaftskammer 

– die bereits bestehende, von NGOs ins Leben geru-
fene Kammer hatten sie für ausreichend und passender 
gehalten – wurden ihre Vertreter in viele wichtige Gre-
mien berufen, da sie bereit waren, auch in Institutio-
nen, deren Entstehung sie ursprünglich nicht begrüßt 
hatten, mitzuarbeiten und bei den staatlichen Akteuren 

eine gute Reputation als Experten für zivilgesellschaftli-
che Fragen hatten. Vertreter der Organisation sind bzw. 
waren in der Gesellschaftskammer beispielsweise in der 
Arbeitsgruppe zur Erarbeitung der Gesetze »Über die 
staatliche Unterstützung nicht-kommerzieller Organi-
sationen in der Region Nishnij Nowgorod« und »Über 
die Wohltätigkeit« vertreten. Aber auch dieser größere 
Einfluss steht unter der Kontrolle des Staates und kann 
jederzeit eingeschränkt werden.

Ein anderes Beispiel zeigt, dass nichtstaatliche 
Akteure, die mit der informellen Norm der Loyalität 
brechen und sich noch dazu auf einem Gebiet wie bei-
spielsweise dem der Menschenrechte engagieren, dem 
die staatlichen Akteure generell sehr kritisch gegen-
über stehen, aktiv und mit teilweise illegalen Metho-
den bekämpft werden.

Die Ergebnisse der Fallstudien zeigen jedoch, dass 
auch die Theorie des autoritären Korporatismus die Rea-
lität nicht ganz erklärt, denn es gibt z. B. in der relativ 
autoritär geführten Region NGOs, die mit Fachwissen, 
Initiative und Ausdauer sowie in einem Fall mit persön-
lichen Beziehungen zu staatlichen Akteuren durch Ver-
handlungen gewisse Fortschritte im Bereich der Bildung 
behinderter Kinder und der Barrierefreiheit erreichen 
konnten. Es handelt sich im Ergebnis um Maßnahmen, 
die der Staat ursprünglich nicht bevorzugt behandeln 
wollte und teilweise sogar abgelehnt hatte. Die NGOs 
zwangen die staatlichen Akteure durch eine erfolgrei-
che bottom up-Strategie zu Verhandlungen über kon-
krete Maßnahmen. Sie setzten sich für die Belange von 
Behinderten vor allem im Bereich Barrierefreiheit und 
Bildung behinderter Kinder ein. 

Ihre relativ erfolgreiche Strategie besteht darin, ihre 
Interessen zunächst so gut wie möglich, oft durch Eigen-
kapital oder Finanzierung aus dem Ausland, in Pro
jekten zu realisieren, die vom Staat unabhängig sind, 
um anschließend den Staat mit ihren so erzielten Erfol-
gen zur Zusammenarbeit bei zukünftigen Projekten 
zu gewinnen. So wurde z. B. integrativer Unterricht 
für behinderte Kinder in Einzelinitiativen erfolgreich 
durchgeführt, um ihn dann sukzessive mit staatlicher 
(Teil-)Finanzierung zu erweitern. Andere Maßnah-
men sind Drohungen der NGOs, beispielsweise die, 
die gesetzlichen Regelungen für Barrierefreiheit einzu-
klagen. Diese Vorgehensweise hätte auf der Grundlage 
der von den NGOs selbständig und mit hoher Exper-
tise durchgeführten Bewertungen der Barrierefreiheit 
in der Region Chancen auf Erfolg. In einem weiteren 
Fall konnten die guten persönlichen Beziehungen des 
Vorsitzenden einer NGO zu der regionalen Führung 
der Finanzämter dazu beitragen, dass Arbeitsplätze für 
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Behinderte geschaffen wurden. Diese Beispiele zeigen: 
Die geringen Möglichkeiten, die die NGOs haben, kön-
nen sie manchmal nutzen, um ihre Interessen auch gegen 
den Widerstand des Staates durchzusetzen. Damit kön-
nen sie ihren Einfluss erweitern und sich so der Kon-
trolle des Staates, der die Initiative behalten will, in eini-
gen Situationen entziehen. 

Es zeigt sich, dass die Ressourcen, die NGOs im Ver-
gleich zum Staat zur Verfügung stehen, für den Erfolg 
dieser Strategie entscheidend sind. Die Erfolg verspre-
chenden Ressourcen bestehen dabei oft aus Fachwis-
sen und der Hartnäckigkeit einzelner NGO-Aktivis-
ten sowie aus materiellen Ressourcen, die, wie auch das 
Fachwissen, oft durch internationale Projekte und Spen-
den gestärkt werden. Erfolgreich durchgeführte Pro-
jekte und ganz offensichtliche Verbesserungen für die 
einzelnen Zielgruppen, verbunden mit der Androhung 
von Protesten und Klagen, können eine Veränderung 
der Einstellung des Staates erwirken und seine Bereit-
schaft zu Verhandlungen herbeiführen. Die Ressourcen 
der NGOs reichen jedoch derzeit nicht aus, um grund-
sätzliche Veränderungen zu erreichen. Es bleibt meist 

bei Verhandlungen über Einzelfälle in politisch weniger 
umstrittenen Bereichen, wie beispielsweise der Verbesse-
rung der Lebensbedingungen für Behinderte. 

Fazit 
Obwohl in Russland insgesamt betrachtet die Tendenz 
zu einem autoritären Regime zu beobachten ist, gibt 
es auf regionaler Ebene und abseits der Diskussionen 
über die Verortung Russlands zwischen Demokratie 
und Autokratie eine Zusammenarbeit zwischen staatli-
chen und nichtstaatlichen Akteuren, die hin und wie-
der sogar durch eine bottom up-Strategie der nichtstaat-
lichen Akteure initiiert wurde. Die gleichzeitige allge-
genwärtige Kontrolle der Zusammenarbeit durch den 
Staat lässt aber keinen Zweifel daran, dass diese Ent-
wicklungen derzeit Einzelfälle sind. Die beschriebenen 
Verhandlungserfolge führen leider derzeit nicht zu einer 
grundsätzlichen Lageverbesserung oder zu selbstver-
ständlicher Zusammenarbeit mit NGOs in allen Poli-
tikfeldern, aber sie bedeuten Verbesserungen für einige 
Bürger in der Region.
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Umfrage

Politische Meinungsfreiheit aus Sicht der Bevölkerung.  
Ein internationaler Vergleich

Die repräsentative Umfrage wurde von WorldPublicOpinion im April bis Juni 2009 im Rahmen einer Analyse von 
politischer Toleranz in insgesamt 24 Ländern in Auftrag gegeben. In Russland wurde die Umfrage vom 22. bis 
26.5.2009 durch das Lewada-Zentrum durchgeführt. Die vollständigen Umfrageergebnisse sowie eine zusammenfas-
sende Analyse sind im Internet abrufbar unter http://www.worldpublicopinion.org/pipa/articles/governance_bt/638.
php?nid=&id=&pnt=638&lb

Grafik 1: Wie frei sind Leute in diesem Land, ohne Angst vor Diskriminierung und Strafe 
unpopuläre politische Ansichten zu vertreten?
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Anmerkung: An 100 % fehlende Antworten entfallen auf »keine Antwort« / »weiß nicht«.

Grafik 2: Wie wichtig ist es Ihrer Meinung nach für die Leute, ohne Angst vor 
Diskriminierung und Strafe unpopuläre politische Ansichten vertreten zu können?
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Anmerkung: Die Antwortoptionen »nicht sehr wichtig« und »überhaupt nicht wichtig« wurden zu »nicht wichtig« zusammengefasst. 
An 100 % fehlende Antworten entfallen auf »keine Antwort« / »weiß nicht«.

http://www.worldpublicopinion.org/pipa/articles/governance_bt/638.php?nid=&id=&pnt=638&lb
http://www.worldpublicopinion.org/pipa/articles/governance_bt/638.php?nid=&id=&pnt=638&lb


17

russland-
analysen russland-analysen  188/09

Analyse

Russland beendet die vorläufige Anwendung des Energiecharta-Vertrages
Von Sebastian Pritzkow, Köln

Zusammenfassung
Russland verlässt den Energiechartaprozess. Am 30. Juli 2009 verfügte die russische Regierung – von der 
westlichen Öffentlichkeit weitgehend unbeachtet – die dafür notwendigen Schritte einzuleiten. Konkret wird 
Russland per Notifikation mitteilen, nicht mehr Vertragspartei des Energiechartavertrages werden zu wol-
len. Damit ist auch das Ende der vorläufigen Anwendung des Vertrages durch Russland absehbar. Im Fol-
genden soll nach einem Überblick über den Energiechartaprozess eine Einschätzung der Entscheidung der 
russischen Regierung und ihrer Konsequenzen gegeben werden.

Einleitung
Der Energiechartaprozess begann 1990 mit einer Initia-
tive des damaligen niederländischen Ministerpräsidenten 
Ruud Lubbers. Lubbers regte eine Kooperation im Ener-
giesektor zwischen Ost und West an, zum einen um die 
Wirtschaftsentwicklung in den Staaten Mittel- und Ost-
europas sowie der damaligen Sowjetunion zu beschleuni-
gen, zum anderen um die Energieversorgungssicherheit 
der Europäischen Gemeinschaft zu verbessern. Seine Ini-
tiative mündete 1991 in der Unterzeichnung einer völker-
rechtlich nicht bindenden Absichtserklärung, der Euro-
päischen Energiecharta. Grundidee der Charta war, dass 
die ehemals kommunistischen und die westlichen Staaten 
sich gegenseitig im Energiesektor ergänzen könnten. 

Auf der Energiecharta aufbauend wurde schließlich 
der völkerrechtlich bindende Vertrag über die Energie-
charta (ECT) ausgearbeitet. Dieser – nach Art. 39 ECT 
ratifikationsbedürftige – Vertrag wurde am 17.12.1994 
zur Unterzeichnung aufgelegt und trat am 16. April 1998 
in Kraft. Zugleich trat auch das Protokoll über Ener-
gieeffizienz und damit verbundene Umweltaspekte in 
Kraft. Der ECT enthält zahlreiche energiesektorspezifi-
sche materielle Regelungen, insbesondere für die Bereiche 
Handel, Transit sowie Förderung und Schutz von Inves-
titionen. Außerdem enthält der Vertrag strukturelle und 
institutionelle Bestimmungen, insbesondere zur Ener-
giechartakonferenz und zum Energiechartasekretariat 
mit Sitz in Brüssel.

Die Europäischen Gemeinschaften und ihre Mitglied-
staaten, alle mittel- und osteuropäischen Staaten, alle 
Staaten der ehemaligen Sowjetunion sowie etliche wei-
tere Staaten unterzeichneten seinerzeit den Vertrag. Die 
meisten Signatare, darunter auch Russland und Belarus, 
stimmten zugleich nach Art. 45 Abs. 1 ECT der vorläufi-
gen Anwendung der Bestimmungen des Vertrages bis zu 
dessen Inkrafttreten für den jeweiligen Unterzeichner zu. 
Aufgrund der außergewöhnlichen Fassung dieser Norm 
band bzw. bindet sie jedoch völkerrechtlich nur in dem 

Maße, in dem die vorläufige Anwendung nicht mit inner-
staatlichen Rechtsnormen des Unterzeichners unverein-
bar ist. Unterzeichner, die der vorläufigen Anwendung 
der materiellen Bestimmungen des ECT nicht zustimm-
ten (etwa Australien, Island und Norwegen), wendeten 
bzw. wenden nach Art. 45 Abs. 2 lit. c) ECT zumindest 
die strukturellen und institutionellen Bestimmungen des 
Vertrages vorläufig an.

Der Energiechartaprozess zeitigte zahlreiche positive 
Auswirkungen. So wurde Art. 29 ECT, der in Bezug auf 
Handel mit Primärenergieträgern und Energieerzeugnis-
sen auf GATT- bzw. WTO-Recht verweist, große symbo-
lische Bedeutung beigemessen; die Norm stellte für viele 
ehemals kommunistische Staaten in Mittel- und Osteu-
ropa einen Meilenstein auf dem Weg zur angestrebten 
WTO-Mitgliedschaft dar. Denn aufgrund des GATT-
Verweises hatten diese Staaten schon vor ihrer WTO-
Mitgliedschaft Gelegenheit, sich mit den entsprechenden 
Regeln und Praktiken vertraut zu machen sowie Erfah-
rungen hinsichtlich der – bei Eintritt in die WTO gege-
benenfalls nötigen – Umgestaltung ihrer internen Rechts-
ordnung zu sammeln.

Auch ist – selbst wenn sich dies nicht messen lässt 
– davon auszugehen, dass sich die Bestimmungen des 
Vertrages zu Investitionsschutz und Transparenz positiv 
auf das Investitionsklima für ausländische und inlän-
dische Investitionen in den Energiesektor der ehemals 
kommunistischen Staaten ausgewirkt haben. Zudem hat 
das Energiechartasekretariat zahlreiche Untersuchun-
gen zu Energieeffizienzpolitiken einzelner Unterzeichner, 
zu Besteuerung im Energiesektor, zur Bildung von Gas- 
und Ölpreisen sowie Transitgebühren vorgelegt. Darü-
ber hinaus hat das Sekretariat – zum Teil in Koopera-
tion mit der Internationalen Energieagentur (IEA) und 
der Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten 
Nationen (UNECE) – etliche Konferenzen und Begeg-
nungen ausgerichtet und dabei relevante Akteure zusam-
mengebracht, beispielsweise um auf eine Koordinierung 
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der Energieeffizienzpolitiken oder auf Technologietrans-
fer hinzuwirken.

Die Entscheidung der russischen Regierung
Trotz der positiven Effekte des Energiechartaprozesses war 
die russische Staatsführung schon seit geraumer Zeit mit 
dem durch den Energiechartavertrag gesteckten Regelungs-
rahmen unzufrieden. Sie kritisierte, dass Fragen wie der 
Handel mit Nuklearmaterial nicht der Regelungsmaterie 
des Vertrages unterfallen. Auch hatte sich der Vertrag aus 
russischer Sicht in Bezug auf Transitkrisen mit der Ukraine 
und Belarus als nutzlos erwiesen. Zudem gab es beim rus-
sischen Erdgaskonzern Gazprom und innerhalb der russi-
schen Staatsführung immer wieder Befürchtungen, dass 
ECT-Normen die Russische Föderation zwingen würden, 
obligatorischen Pipelinezugang für Transitzwecke (und 
damit für billiges zentralasiatisches Erdgas) einzuführen. 
Dies war ein wesentlicher Grund für die Aufschiebung 
der Ratifikation des Vertrages durch die Duma im Jahr 
2001. Generell wurde auf russischer Seite dem ECT unter-
stellt, zu wenig die legitimen Interessen von Energie-Expor-
teuren und zu stark die Interessen von Energie-Importeu-
ren zu berücksichtigen. Aus diesem Grund habe auch das 
an Energieträgern reiche Norwegen den Energiechartaver-
trag nicht ratifiziert und wende seine materiellen Bestim-
mungen nicht einmal vorläufig an.

Nachdem im Jahr 2003 zwischen der russischen und 
der europäischen Seite keine Einigung über den Text für 
ein Transitprotokoll zum Energiechartavertrag erzielt wer-
den konnte, schien die Ratifikation des ECT durch Russ-
land in weite Ferne gerückt. Zuletzt streitig waren die von 
der EU gewünschte Klausel in Bezug auf Organisatio-
nen regionaler Wirtschaftsintegration, das von Russland 
gewünschte Vorzugsrecht bisheriger Nutzer von Tran-
sitinfrastruktur bei der Erneuerung von Transitverträ-
gen sowie die von Russland abgelehnte explizite Zulas-
sung von Auktionsmechanismen zur Festsetzung von 
Transittarifen.

Die russische Staatsführung ließ dann in der Folgezeit 
auch immer wieder verlauten, Russland werde den ECT 
in seiner jetzigen Form nicht ratifizieren. Diesen Verlaut-
barungen kam allerdings nie die Bedeutung einer Notifi-
kation zu, welche ihrerseits der vorläufigen Anwendung 
des Vertrages ein Ende gemacht hätte. Denn die Notifi-
kation ist ein formeller völkerrechtlicher Akt und muss 
nach Art. 45 Abs. 3 lit. a) ECT schriftlich beim Verwah-
rer (dies ist nach Art. 49 ECT die Regierung der Portu-
giesischen Republik) erfolgen. Vielmehr wendete Russ-
land den Vertrag weiterhin vorläufig an und beteiligte sich 
sehr aktiv am institutionellen Gefüge des ECT (Charta-
konferenz, Sekretariat).

Nach Art. 45 Abs. 3 lit. a) S. 1 ECT kann jeder Unter-
zeichner die vorläufige Anwendung des ECT durch eine 
schriftliche Notifikation an den Verwahrer beenden, in 
der er seine Absicht bekundet, nicht Vertragspartei des 
Vertrages zu werden. Der Verwahrer informiert dann die 
übrigen Vertragsunterzeichner. Die russische Regierung 
hat mit ihrer Verfügung vom 30. Juli 2009 N 1055-r 
die Durchführung des Notifikationsverfahrens eingelei-
tet. Nach Art. 45 Abs. 3 lit. a) S. 2 ECT wird die Been-
digung der vorläufigen Anwendung nach Ablauf von 60 
Tagen nach Eingang der schriftlichen Notifikation beim 
Verwahrer wirksam.

Über die Frage, warum sich die russische Regierung 
gerade jetzt entschloss, aus dem Energiechartaprozess 
auszusteigen und die vorläufige Anwendung des ECT zu 
beenden, kann gegenwärtig nur spekuliert werden. Mög-
licherweise spielte eine Rolle, dass sich die EU gegenüber 
russischen Vorschlägen zu einer neuen Energiepartner-
schaft (zuletzt geäußert etwa auf dem EU-Russland-Gip-
fel in Chabarowsk) betont zurückhaltend verhielt. Jeden-
falls ist Russland nicht mehr bereit, den seit 15 Jahren 
bestehenden Status quo beizubehalten.

Konsequenzen der Entscheidung
Mit der Beendigung der vorläufigen Anwendung werden 
grundsätzlich alle aus dem ECT abgeleiteten Rechte und 
Pflichten für Russland enden. Allerdings bleiben die Ver-
pflichtungen, die Russland in Bezug auf Investitionen, die 
Investoren anderer Unterzeichner während der vorläufi-
gen Anwendung vorgenommen haben, nach Art. 45 Abs. 
3 lit. b) ECT dennoch bestehen, und zwar für die Dauer 
von zwanzig Jahren nach dem Tag des Wirksamwerdens 
der Beendigung der vorläufigen Anwendung. Das bedeu-
tet, dass bisher getätigte und vom ECT geschützte Inves-
titionen ausländischer Investoren in Russland auch wei-
terhin den völkerrechtlichen Investitionsschutz behalten, 
den sie hatten – einschließlich der Möglichkeit, ein inter-
nationales Schiedsgericht nach Art. 26 ECT anzurufen. 

Künftig in Russland getätigte Investitionen müs-
sen hingegen auf diesen Schutz verzichten; ausländische 
Investoren werden sich dann »nur« noch auf bilaterale 
Investitionsschutzverträge (BITs) und Völkergewohn-
heitsrecht stützten können. Umgekehrt werden dann auch 
russische Investoren, die – wie Gazprom – im europäi-
schen Energiesektor investieren, keinen völkerrechtlichen 
Schutz nach dem ECT mehr genießen. Anzumerken ist 
jedoch, dass der völkerrechtliche Schutz nach bilateralen 
Investitionsschutzverträgen qualitativ nicht geringer sein 
muss, als der Schutz nach dem Energiechartavertrag.

Auf Transitfragen wird sich die Beendigung der vor-
läufigen Anwendung des ECT durch Russland faktisch 
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nicht auswirken. Zwar sind die Regelungen zu Transit von 
Energieträgern im ECT präziser und umfassender ausge-
staltet, als in anderen völkerrechtlichen Normen. Russ-
land hat die für Transitstreitigkeiten im ECT vorgesehen 
Mechanismen jedoch ohnehin nie genutzt, und sie müs-
sen wohl tatsächlich als ineffektiv für den Fall von Dieb-
stählen in Transitstaaten angesehen werden.

Erstaunlich erscheint, zumindest auf den ersten 
Blick, dass Russland mit der Beendigung der vorläufi-
gen Anwendung des Energiechartavertrages hinnimmt, 
sich nicht mehr auf Art. 29 ECT berufen zu können, 
welcher seinerseits auf die Regeln des GATT verweist, 
wie dieses am 1. März 1994 angewandt wurde (stati-
scher Verweis). Denn Russland betont häufig, dass es 
großen Wert auf diskriminierungsfreien Zugang seiner 
Energieträger und Energieerzeugnisse zu den relevanten 
Absatzmärkten legt. Allerdings spielen mengenmäßige 
Einfuhrbeschränkungen und Einfuhrzölle im Energie-
sektor ohnehin nur eine untergeordnete Rolle; und dort 
wo dies gerade nicht der Fall ist – nämlich im Bereich 
des Handels mit Nuklearmaterial zwischen der EU und 
Russland – ist der ECT ohnehin nicht anwendbar. Zwar 
hätte Art. 29 ECT – wegen seines statischen Verweises 

– potentiell für Russland günstige Wirkungen in Bezug 
auf den Export von sogenanntem »schmutzigen« Strom 
haben können; wegen mangelnder Verbindungen (Inter-
konnektoren) zwischen den russischen und den europäi-
schen Stromnetzen war aber auch dieser Aspekt bisher zu 
vernachlässigen. So ist denn die Beendigung der vorläufi-
gen Anwendung des ECT durch Russland für dieses vor 
allem mit einem größeren Maß an Freiheit in Bezug auf 
den (hypothetischen) Erlass von Ausfuhrbeschränkungen 
und Ausfuhrzöllen verbunden, zumindest solange Russ-
land noch nicht der WTO beigetreten ist.

Die unmittelbar greifbarste Veränderung der Beendi-
gung der vorläufigen Anwendung des ECT durch Russ-
land wird wohl im institutionellen Gefüge des Energie-
chartaprozesses liegen. Zwar ist es nach Art. 45 ECT 
möglich, bei Unterzeichnung des Vertrages der vorläufi-
gen Anwendung seiner materiellen Bestimmungen nicht 
zuzustimmen, jedoch die strukturellen und institutionel-
len Bestimmungen des Vertrages anzuwenden. Wortlaut 
und Systematik des Vertrages geben es jedoch nicht her, 
dass ein Unterzeichner per Notifikation seine Absicht 
bekunden kann, nicht mehr Vertragspartei werden zu 
wollen (und damit die vorläufige Anwendung zu been-
den), und trotzdem Teil des institutionellen Gefüges blei-

ben darf. Konkret bedeutet dies, dass Russland nicht mehr 
an der Chartakonferenz teilnehmen wird. Auch werden 
die russischen Mitarbeiter des Sekretariats dieses früher 
oder später verlassen und entweder gar nicht oder durch 
nichtrussische Mitarbeiter ersetzt werden. 

Nachteilig ist der Ausstieg aus dem institutionellen 
Gefüge des Vertrages sowohl für Russland als auch für 
die übrigen ECT-Unterzeichner. Russland wird eine Mög-
lichkeit verloren gehen, russische Probleme und Interes-
sen auf den Tisch zu bringen und Einfluss auszuüben 
(etwa in der Chartakonferenz, wo gewisse Entscheidun-
gen einstimmig ergehen müssen); den übrigen Unterzeich-
nern wird russische Expertise und generell ein Forum 
zum Austausch mit Russland in Energiefragen verloren 
gehen. Die Beschäftigung des Sekretariats und der Char-
takonfernez mit Russland wird generell abnehmen, selbst 
wenn Russland als Beobachter den Energiechartaprozess 
weiter verfolgt.

Ausblick
Nach der Beendigung der vorläufigen Anwendung des 
Vertrages ist ein Zurückkehren zum vorherigen »Schwebe-
zustand« nicht möglich. Der Wiedereintritt in den Ener-
giechartaprozess wäre dann nur durch Beitritt nach Art. 
41 ECT möglich. Dieser zöge eine sofortige vollständige 
Bindung an die Bestimmungen des ECT nach sich und 
ist daher für Russland keine Option.

Abzuwarten bleibt, welche Konsequenzen der Aus-
stieg Russlands aus dem Energiechartaprozess für den Pro-
zess selbst und für die Arbeit des Sekretariats haben wird. 
Historisch gesehen wäre der Prozess ohne die Teilnahme 
Russlands wohl kaum denkbar gewesen, und es sind Zwei-
fel angebracht, ob er ohne Russland wirklich noch Sinn 
macht. Zu bedeutend ist Russlands Stellung als Expor-
teur von Energieträgern, als Umschlagplatz bzw. (poten-
tieller) Transitstaat für Energieträger sowie als Zielstaat 
für ausländische Investitionen im Energiebereich. Wohl 
deshalb hat sich das Energiechartasekretariat noch nicht 
zur Verfügung der russischen Regierung geäußert.

Im Verhältnis zwischen der EU und Russland wer-
den wahrscheinlich zahlreiche Energiefragen im neuen 
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen einen Platz 
finden bzw. im Rahmen der Verhandlungen um dieses 
Abkommen separat geregelt. Dabei darf man auf die neue 
Ausbalancierung der europäischen und der russischen 
Interessen gespannt sein.

Über den Autor:
Sebastian Pritzkow LL.M. (Köln/Paris) ist Rechtsreferendar sowie Doktorand und wissenschaftliche Hilfskraft am Insti-
tut für Ostrecht der Universität zu Köln.
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Analyse

Die Russlandkompetenz im Deutschen Bundestag
Von Gemma Pörzgen, Berlin 

Zusammenfassung
Deutschland unterhält enge Beziehungen mit Russland. Doch im Deutschen Bundestag, der eine wichti-
ge Rolle in der Außenpolitik spielt, mangelt es zunehmend an kompetentem Personal. Eine Reihe profilier-
ter Außenpolitiker mit Russlandkenntnissen scheidet zum Ende der Legislaturperiode aus. Obwohl ständig 
von Internationalisierung und Globalisierung die Rede ist, haben die Fraktionen Probleme, außenpolitisches 
Personal zu rekrutieren. Das hat strukturelle Gründe. Die Auswahlverfahren der Parteien begünstigen In-
nenpolitiker und Außenpolitik ist als Karriereweg unattraktiv. 

Einleitung 
Wollen die europäischen Staaten sich auf der interna-
tionalen Bühne Respekt verschaffen, müssen sie mit 
einer Stimme sprechen. Das gilt auch und gerade für die 
Russlandpolitik. Tatsächlich gelingt dies nur vereinzelt, 
etwa bei der Reaktion der Europäischen Union auf den 
Georgien-Krieg im Sommer 2008. Insgesamt fehlt es in 
Brüssel und in den Hauptstädten der EU-Staaten bis 
heute an einer einheitlichen Politik gegenüber Moskau. 
Hier kommt Deutschland als größtem EU-Mitgliedstaat 
eine besondere Bedeutung zu. Gerade weil die Bundesre-
publik in der EU die intensivsten Beziehungen zu Russ-
land pflegt, steht sie in der Verantwortung, maßgeblich 
an einer gemeinsamen Vision für den Umgang mit Mos-
kau mitzuwirken, wenn nicht gar Motor einer zukunfts-
gerichteten Russlandpolitik zu sein. Zwar ist die Außen-
politik stärker als andere Politikfelder bis heute eine 
Domäne der Exekutive, doch eine Außenpolitik, die vor 
allem bei der Exekutive angesiedelt ist und sich der par-
lamentarischen Debatte über zentrale Themen wie die 
Russlandpolitik entzieht, ist wenig zeitgemäß. 

Das Parlament, das durch seine Gesetzgebungskom-
petenz ein maßgebliches Wort über Deutschlands Stel-
lung in der Welt und die internationalen Beziehungen 
mitzureden hat, sollte deshalb an den Entscheidungs-
prozessen stärker beteiligt sein. Und es sind die gewähl-
ten Abgeordneten des Deutschen Bundestages, die auch 
über den Charakter der Beziehungen zu Russland mit-
zuentscheiden haben. Ihre kontroverse und öffentliche 
Debatte sollte die Konfliktfelder dieser Politik trans-
parenter und für die Bevölkerung nachvollziehbarer 
machen, als es bislang geschieht. Doch es sind große 
Zweifel angebracht, ob die Bundesrepublik tatsächlich 
über das politische Personal mit der erforderlichen Russ-
landkompetenz verfügt, um dieser Aufgabe gerecht zu 
werden. Während Deutschland auf zivilgesellschaftli-
cher Ebene über ein in Europa einmalig dichtes Netz 
von gewachsenen Beziehungen mit Partnern in Russ-
land verfügt, findet dies auf politischer Ebene im Deut-

schen Bundestag keine Entsprechung. Hier droht politi-
sche Verflachung durch personelle Auszehrung. 

Russlandpolitik in der Großen Koalition 
Trotz der Ablösung der rot-grünen Regierung und der 
Bildung der Großen Koalition im Herbst 2005 ist die 
deutsche Russlandpolitik durch Kontinuität geprägt. Der 
SPD-Außenpolitiker Gernot Erler stellte schon bei der 
Ausarbeitung der außenpolitischen Passagen des gemein-
samen Koalitionsvertrages vor allem Übereinstimmun-
gen mit der Union fest und betont die »große Kontinui-
tät zu Rot-Grün« in der Russlandpolitik. Anders als in 
der US-Außenpolitik ist Moskau auch nach dem Ende 
des Ost–West Konflikts einer der wichtigsten Eckpfei-
ler deutscher Außenpolitik. Die Bedeutung Russlands 
hat aus deutscher Sicht nicht abgenommen. Als verbin-
dendes Element deutscher Politik machen amerikanische 
Beobachter vor allem die »Angst vor der Selbst-Isolie-
rung Russlands« aus. Auch die Interessen der deutschen 
Wirtschaft in Russland, die sich im einflussreichen Ost-
ausschuss der deutschen Wirtschaft als mächtiger Lob-
bygruppe bündeln, tragen dazu bei, dass Berlin seit Jah-
ren eine »pro-russische« Politik verfolgt. 

Da der Koalitionsvertrag nur das gemeinsame russ-
landpolitische Fundament der neuen Regierung, nicht 
aber die weitere Entwicklung der Beziehungen mit 
Moskau definiert habe, ist es nicht verwunderlich, dass 
sich in der praktischen Politik der Großen Koalition 
zwei russlandpolitische Konzepte herausgebildet hät-
ten, die der Potsdamer Politologe Jochen Franzke sehr 
zugespitzt als den realpolitisch bestimmten Ansatz der 
SPD (»Schweigen für Gas«) und den eher wertepoli-
tisch dominierten Ansatz der CDU/CSU (»Reden und 
Gas«) charakterisiert.

Russlandpolitik in Exekutive und 
Legislative
In der deutschen Russlandpolitik spielt das Auswärtige 
Amt (AA) eine dominierende Rolle. Sowohl im Pla-
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nungsstab als auch im zuständigen Fachreferat sitzen 
landes- und sprachkundige Diplomaten, die oft meh-
rere Jahre in Moskau verbracht haben und seit Jahren 
eine Politik verfolgen, die – anders als etwa das briti-
sche Außenministerium – auf eine völlige Konfliktver-
meidung mit dem Kreml setzt. Mit der Bildung der Gro-
ßen Koalition im Herbst 2005 wechselte der frühere 
Kanzleramtsminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) 
als Minister ins Auswärtige Amt und nahm einige mit 
Russlandthemen erfahrene Beamte mit. Seither konsta-
tieren selbst CDU-Parteifreunde eine mangelnde Russ-
landkompetenz im Kanzleramt. »Deshalb gibt das AA 
den Ton an und es fehlt das notwendige Korrektiv«, sagt 
ein CDU-Politiker. Doch wie steht es um die Mitwir-
kung der Legislative an der Außenpolitik? Welche Rolle 
spielt das Parlament in der Russlandpolitik, die ein wich-
tiger Teil des außenpolitischen Prozesses ist?

Das Bundesverfassungsgericht hat durch grundle-
gende Entscheidungen die Bedeutung und den Hand-
lungsspielraum des Bundestages und des Auswärtigen 
Ausschusses in der Außenpolitik deutlich gestärkt. So 
sprach Karlsruhe 1994 von einer »Parlamentarisierung 
der Außenpolitik« und 2001 von einem Recht des Bun-
destages auf »Teilnahme an der Auswärtigen Gewalt«. 
Ist das Parlament für diese Aufgaben ausreichend gerüs-
tet? Schon zu Beginn der letzten Legislaturperiode im 
Herbst 2005 fiel es den Fraktionen erstmals schwer, aus-
reichend erfahrene Abgeordnete zur Mitarbeit im Aus-
wärtigen Ausschuss zu gewinnen. Dabei dient er dem 
Parlament maßgeblich dazu, an der Ausgestaltung der 
auswärtigen Beziehungen der Bundesregierung mit-
wirken. Er ist der einzige Bundestags-Ausschuss, der 
das außenpolitische Handeln kontrolliert, begleitet und 
anleitet. Er nimmt damit auch auf die Definition der 
Russlandpolitik Einfluss. »Es ist schwierig, ein Gleich-
gewicht zu finden zwischen gestandenen Politikern am 
Ende ihrer Laufbahn und solchen, die mit konkrete-
ren politischen Zielen reingehen«, schildert Erler, was 
die Zusammensetzung des Ausschusses erschwert. Für 
neue Abgeordnete ist es zwar leichter geworden, hinein-
zukommen, aber es fehlt in allen Fraktionen an außen-
politisch qualifiziertem Nachwuchs. 

Der Stellenwert der Außenpolitik in Partei 
und Fraktion 
Für die Rekrutierungsprobleme von außenpolitischem 
Personal in den Fraktionen gibt es einige strukturelle 
Gründe. »Außenpolitik ist heute als Karriereweg nicht 
mehr so wichtig«, sagt der Politologe Hanns W. Maull 
über das Abgeordnetendasein. Maull beobachtet mit 
Sorge, dass sich selbst in den großen Fraktionen nur 

noch wenige Abgeordnete fänden, die über Jahrzehnte 
in bestimmten Ländern präsent seien und ihre Kon-
takte pflegten. Dabei verschwimmt heute in der Globa-
lisierung die Grenze zwischen Außenpolitik und Innen-
politik immer stärker. »Aber unsere politische Klasse 
nimmt Anforderungen internationaler Gestaltung nicht 
hinreichend ernst«, so Maulls Urteil. Außenpolitisches 
Engagement gehöre eher an das Ende einer Abgeordne-
ten-Karriere, ist die in allen Parteien gängige Ansicht. 
Gleichzeitig ist aus den Fraktionen zu hören, dass das 
Themenfeld Russland und Osteuropa unterrepräsentiert 
sei. »Die Personaldecke ist extrem dünn«, sagen viele 
Abgeordnete und Mitarbeiter. 

Das hängt vor allem damit zusammen, dass sich 
eigentlich nur Abgeordnete leisten können, Außenpoli-
tik zu betreiben, die in ihrer Partei gut etabliert sind und 
möglichst vor Bundestagswahlen über sichere Plätze auf 
der Landesliste verfügen. Wer auf ein Direktmandat ange-
wiesen ist, tut sich als Außenpolitiker ohnehin schwer. 
Denn der Erfolg im Wahlkreis hängt stark davon ab, ob 
»unser Mann oder unsere Frau in Berlin« die lokalen The-
men in den Vordergrund stellt und die örtlichen Interes-
sen bedient. »Direktmandat und Außenpolitik zu verbin-
den ist für Abgeordnete ein heikles Kunststück«, sagt die 
Grünen-Abgeordnete Marieluise Beck. 

Hinzu kommt, dass Abgeordnete meist Generalis-
ten sind, aber selten Fachpolitiker. Sich in außenpoliti-
sche Themen richtig einzuarbeiten, kostet viel Zeit und 
Aufwand. Es ist eine langfristige Verpflichtung und es 
dauert Jahre, bis es einem Abgeordneten wirklich gelingt, 
sich ausreichende Landeskenntnisse zu erwerben. Gro-
ßes Hindernis dabei ist, dass die wenigsten Abgeordne-
ten eine Fremdsprache außer Englisch sprechen. Dabei 
stehen Politiker vor weitaus größeren Herausforderun-
gen als Journalisten oder Osteuropa-Experten an Uni-
versitäten und in sogenannten Think Tanks. »Die Lage 
zu analysieren, ist oft einfach, aber Politiker müssen ja 
auch noch Antworten finden und politische Strategien 
entwickeln«, sagt eine erfahrene wissenschaftliche Mit-
arbeiterin im Bundestag. »Das ist häufig eine Überfor-
derung«. Angesichts der neuen multipolaren Weltord-
nung wird es zukünftig immer mehr Abgeordnete geben 
müssen, die profunde Kenntnisse über mehrere Weltge-
genden zu verknüpfen wissen und über länderübergrei-
fende Expertise verfügen. Doch davon ist die deutsche 
Parlamentsarbeit weit entfernt.

Generationswechsel und strukturelle 
Veränderung 
Neue Hoffnung auf eine Renaissance der Außenpoli-
tiker weckt der erstaunliche Aufstieg von Wirtschafts-
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minister Karl-Theodor zu Guttenberg (CSU), der als 
Außenpolitiker begonnen hatte. Auch der Politologe 
Hanns W. Maull nennt zu Guttenberg, um zu illus-
trieren, dass in der globalisierten Welt außenpolitische 
Kenntnisse und Kontakte für die Politik immer wich-
tiger werden. Das Beispiel der Opel-Rettung habe ver-
deutlicht, wie stark die Probleme des Wirtschaftsstand-
orts Deutschland mit den Problemen der US-Automo-
bilindustrie verknüpft seien. Auch die Frage, ob ein rus-
sischer Investor eine gute Lösung wäre, erfordert einen 
Blick über den Tellerrand der Innenpolitik. 

Aber angesichts der geschilderten strukturellen 
Defizite parlamentarischer Außenpolitik wird der 
Generationswechsel alleine keine ausreichenden Verän-

derungen einleiten. Schließlich sind Politiker im Unter-
schied zu Wissenschaftlern oder Journalisten gefordert, 
tragfähige politische Lösungen und zukunftsgewandte 
Strategien zu entwickeln. Angesichts des wachsenden 
Problemdrucks und der zunehmenden Internationali-
sierung von Politik ist deshalb ein grundlegender Wan-
del der Rekrutierungswege in den Fraktionen dringend 
geboten. Gezielte Nachwuchsförderung von qualifi-
ziertem außenpolitischem Personal, das über Regio-
nalkenntnisse, praktische EU-Expertise und Sprach-
kenntnisse verfügt, ist im Bundestag unverzichtbar, 
um den politischen Herausforderungen angemessen 
begegnen zu können. 

Über die Autorin: 
Gemma Pörzgen (1962) ist freie Journalistin in Berlin. Nach dem Studium der Politikwissenschaften, Slawistik und 
der Osteuropäischen Geschichte arbeitete sie als Nachrichtenredakteurin mit Osteuropa-Schwerpunkt für die Frank-
furter Rundschau. Nach einigen Jahren als Auslandskorrespondentin in Südosteuropa und in Israel, widmet sie sich 
nun wieder stärker russischen Themen. 

Lesetipp: 
Der Artikel ist in einer ausführlichen Fassung in der Zeitschrift »Osteuropa« erschienen: Gemma Pörzgen: Auf der 
Suche nach der verlorenen Kompetenz. Russlandpolitik im Deutschen Bundestag, in: Osteuropa, Heft 9, September 
2009, S.3–27, http://www.osteuropa.dgo-online.org/
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Chronik

Vom 11. bis zum 24. September 2009
11.09.2009 Der stellvertretende Staatsanwalt von Machatschkala, Maksud Maksudow, wird in der Hauptstadt der nord-

kaukasischen Region Dagestan von zwei Auftragsmördern erschossen.

12.09.2009 Bei einem Selbstmordattentat in der Nähe eines Polizeipostens in Nasrun, der Hauptstadt der nordkaukasi-
schen Region Inguschetien, stirbt ein Passant. Mehrere Menschen werden verletzt. Bei einem weiteren Atten-
tat wird ein Ermittler des Innenministeriums der Region getötet. Bei einem Sondereinsatz von Sicherheitskräf-
ten in Dagestan werden vier Menschen getötet. Bei einem Selbstmordattentat in Grosnij, der Hauptstadt der 
Region Tschetschenien, werden mehrere Polizisten verletzt.

12.09.2009 Der Vorstandsvorsitzende von Gazprom, Alexej Miller, erklärt, dass es Anfang 2010 erneut zu Konflikten mit 
der Ukraine kommen könne, die zu einer Unterbrechung der Erdgasversorgung Europas führen könnten.

13.09.2009 Bei einem Treffen von Präsident Dmitrij Medwedew mit seinem turkmenischen Amtskollegen Gurbanguly 
Berdymuchamedow wird die Beilegung des Erdgasstreites zwischen den beiden Ländern beschlossen, ohne dass 
die Details geklärt werden. Russland hatte seit April den Transit turkmenischer Erdgasexporte unter Verweis 
auf technische Probleme nach einer Pipelineexplosion drastisch eingeschränkt. Turkmenistan hatte sich darauf-
hin verstärkt für die Nabucco-Pipeline durch die Türkei nach Europa interessiert. 

14.09.2009 Auf dem Forum »Moderner Staat und globale Sicherheit« in Jaroslawl, an dem hochrangige Politiker und Wirt-
schaftsvertreter aus aller Welt teilnehmen, erklärt der russische Präsident Dmitrij Medwedew, sein Land sei für 
einen inhaltsreichen Dialog über den Sicherheitsvertrag in Europa offen. Gleichzeitig kritisiert er die USA erneut 
dafür, dass die »wenig durchdachte Finanzpolitik eines Landes« die Weltwirtschaftskrise verursacht habe.

15.09.2009 Russland unterzeichnet mit Südossetien und Abchasien langfristige Abkommen über die Stationierung russi-
scher Truppen und militärische Zusammenarbeit.

15.09.2009 Der russische Automobilkonzern AvtoVAZ kündigt an, 5.000 Stellen abzubauen. Vorher war über die Strei-
chung von bis zu 36.000 Stellen spekuliert worden. Nach Berichten des russischen Sozialministeriums sollen 
beim Konzern bis zum Jahresende insgesamt 14.000 Beschäftigte entlassen werden. Der Konzern hatte Anfang 
September für alle Beschäftigten Kurzarbeit bis Mitte Dezember eingeführt. 

15.09.2009 Nachts werden in einer S-Bahn nach Moskau zwei Polizisten erschossen. Die Hintergründe sind unklar.

16.09.2009 Aserbaidschan kündigt an, im Oktober einen Vertrag über Erdgaslieferungen nach Russland abzuschließen. 
Derzeit wird die Lieferrichtung der russisch–aserbaidschanischen Erdgaspipeline, durch die Aserbaidschan bis 
2007 russisches Erdgas bezogen hatte, umgestellt.

16.09.2009 Das russische Parlament richtet einen Untersuchungsausschuss zum Unfall im Wasserkraftwerk »Sajano-Schu-
schenskaja« ein, bei dem am 17.08.2009 insgesamt 75 Menschen gestorben sind. Der Sachschaden wird auf 
knapp eine Milliarde Euro geschätzt. Ein Untersuchungsbericht hatte überaltete Technik für den Unfall ver-
antwortlich gemacht.

17.09.2009 Der Duma-Vorsitzende Boris Gryslow erklärt, dass die Delegation Russlands die bevorstehende Sitzung der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates verlassen wird, wenn eine Resolution über den Entzug ihres 
Stimmrechtes verabschiedet sein wird.

18.09.2009 Die amerikanische Entscheidung auf die Errichtung eines Raketenschildes mit Basen in Polen und Tschechien 
zu verzichten, wird in Moskau begrüßt. Der russische Präsident Dmitrij Medwedew erklärt, dass die Entschei-
dung gute Voraussetzungen für eine russisch–amerikanische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Raketen-
abwehr schaffe. In den folgenden Tagen kündigt Russland an, seinerseits auf die Stationierung von Raketen 
in Kaliningrad dauerhaft verzichten zu wollen, während der US-amerikanische Botschafter in Russland, John 
Beyrle, nun einen Nachfolgeabkommen zum START-Vertrag bis Dezember für erreichbar hält.

19.09.2009 Es wird bekannt, dass der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu am 7.9. zu einem Geheim-Besuch 
nach Moskau geflogen ist. Nach Medienberichte habe er mit dem russischen Präsidenten Dmitrij Medwedew 
und Ministerpräsident Wladimir Putin über russische Pläne zum Verkauf hochmoderner Waffen an den Iran 
oder Syrien gesprochen.



24

russland-
analysen russland-analysen  188/09

Die Russland-Analysen werden vom Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft unterstützt. 

Herausgeber: Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen und Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde
Die Meinungen, die in den Russland-Analysen geäußert werden, geben ausschließlich die Auffassung der Autoren wieder. 

Abdruck und sonstige publizistische Nutzung sind nach Rücksprache mit der Redaktion gestattet.
Redaktion und technische Gestaltung: Matthias Neumann, Heiko Pleines, Hans-Henning Schröder

Russland-Analysen-Layout: Cengiz Kibaroglu
ISSN 1613-3390 © 2009 by Forschungsstelle Osteuropa, Bremen

Forschungsstelle Osteuropa • Publikationsreferat • Klagenfurter Str. 3 • 28359 Bremen • Telefon: +49 421-218-69600 • Telefax: +49 421-218-69607
e-mail: publikationsreferat@osteuropa.uni-bremen.de • Internet-Adresse: http://www.laender-analysen.de/russland/

21.09.2009 Der Vorstandsvorsitzende der am Konsortium zur Opel-Übernahme beteiligten Sberbank, der frühere russi-
sche Wirtschaftsminister German Gref, erklärt, dass das zentrale Ziel der russischen Beteiligung an der Opel-
Übernahme der Technologietransfer nach Russland sei. Die Sberbank kooperiert diesbezueglich vor allem mit 
dem russischen Automobilproduzenten GAZ. Ministerpräsident Wladimir Putin bekräftigt diese Einschät-
zung, erklärt aber gleichzeitig, dass sich Russland der mit der Opel-Übernahme verbundenen sozialen Verant-
wortung bewusst sei.

21.09.2009 Der Föderationsrat, die obere Kammer des russischen Parlaments, billigt Änderungen am Haushaltsgesetz, ins-
besondere an der Verteilung der Steuereinnahmen zwischen Zentrum und Regionen, die dem nationalen Staats-
haushalt in den kommenden Jahren zusätzliche Einnahmen in Milliardenhöhe bescheren sollen.

22.09.2009 Russlands Wirtschaftsministerin Elvira Nabiullina verkündet erste Signale für ein Ende des Wirtschaftsein-
bruchs. Während von Januar bis August das BIP um 10 % und die Industrieproduktion um 14 % eingebrochen 
sei, habe sich Anfang September ein Wachstum bei der verarbeitenden Industrie sowie beim Einzelhandelsum-
satz gezeigt. Für das Gesamtjahr erwartet sie einen Rückgang des BIP um 8,5 %. Bei Löhnen und Gehältern 
wird ein realer Rückgang von etwa 4 % erwartet. Wie am Folgetag bekannt wird, ist der russische Außenhan-
delsumsatz von Januar bis August um 43 % gesunken, was im wesentlichen auf den Rückgang der Weltmarkt-
preise für Rohstoffe zurückzuführen ist. Die Inflationsrate sinkt für die erste Septemberhälfte auf Null. Für 
das Gesamtjahr liegt sie bei 8 %.

22.09.2009 Der stellvertretende Ministerpräsident Sergej Iwanow erklärt nach einer Sitzung der Kommission für den Mili-
tärisch-Industriellen Komplex, dass Russland seine Ausgaben für den Kauf von Rüstungsgütern im nächsten 
Jahr um 8 % erhöhen wird. Der russische Verteidigungsetat steigt damit auf über 1 Trillionen Rubel (etwa 25 
Mrd. Euro).

23.09.2009 Am Rande der UN-Vollversammlung in New York trifft der russische Präsident Dmitrij Medwedew seinen US-
amerikanischen Amtskollegen Barack Obama sowie den chinesischen Staatspräsidenten Hu Jintao zu bilatera-
len Gesprächen. Im Gespräch mit Obama scheint sich Medwedew der westlichen Sanktionspolitik gegenüber 
dem Iran anzunähern. Gleichzeitig betonen beide Seiten, dass bis Ende des Jahres ein Nachfolgeabkommen zum 
START-Vertrag erreicht werden könne. Mit China wird eine Kooperation in der Fernost-Region vereinbart.

24.09.2009 Der russische Automobilkonzern AvtoVAZ kündigt an, bis zu 27.600 Stellen abzubauen. Vorher war über die 
Streichung von bis zu 36.000 Stellen spekuliert worden. Nach Berichten des russischen Sozialministeriums 
sollen beim Konzern bis zum Jahresende insgesamt 14.000 Beschäftigte entlassen werden. Der Konzern hatte 
Anfang September für alle gut 100.000 Beschäftigten Kurzarbeit bis Mitte Dezember eingeführt. Die Jahres-
produktion des Konzerns wird 2009 gegenüber 2008 um etwa 60 % schrumpfen.
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Veranstaltungshinweis

Russland-Termine des Ost-Ausschuss  
der Deutschen Wirtschaft

09. Oktober 2009, Stuttgart
Russland: Zoll, Zertifizierung und Logistik
Der deutsche Export nach Russland wurde hart durch die Wirtschaftskrise getroffen. Mittlerweile zeichnet sich jedoch 
auch in Russland das Ende der Rezession ab. Zu den größten Schwierigkeiten, auf die deutsche Exporteure beim Han-
del mit Russland stoßen, gehört aber weiterhin der Zoll. Um Probleme beim Grenzübertritt möglichst zu vermeiden, 
ist es notwendig, die aktuellen Abläufe zu verstehen, sie korrekt einzuschätzen und sich richtig vorzubereiten. Unsere 
Veranstaltung in Stuttgart informiert über die gegenwärtigen Anforderungen und Änderungen im russischen Zoll-
recht und Zollwesen. Profitieren Sie von den Informationen und Erfahrungen unserer deutschen und russischen Refe-
renten aus der Praxis. Der Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft kooperiert bei dieser Veranstaltung mit der IHK 
Region Stuttgart und der Deutsch-Russischen Auslandshandelskammer Filiale Nordwest in St. Petersburg.

Eduard Kinsbruner
Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft
Breite Straße 29
10178 Berlin
Tel: 030 206167-122
Fax: 030 2028-2476
E-Mail: E.Kinsbruner@bdi.eu

www.ost-ausschuss.de

25. – 31. Oktober 2009, Omsk und Barnaul, Russische Föderation
Unternehmerreise in die sibirischen Regionen Omsk und Barnaul
Im Rahmen des Programms des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie zur Erschließung von Koope-
rationsmöglichkeiten für deutsche Unternehmen im Ausland organisiert der Ost-Ausschuss der Deutschen Wirt-
schaft in Kooperation mit der COMMIT GmbH vom 25. – 31. Oktober 2009 eine Unternehmerreise in die sibiri-
schen Regionen Omsk und Barnaul. Die Regionen Omsk und Barnaul liegen im südlichen Sibirien an der Grenze zu 
Kasachstan. Durch die Präsenz von Großunternehmen gehört Omsk zu den wirtschaftlich stärksten Regionen des sibi-
rischen Föderalkreises, wo die Erdölverarbeitung und die Energiewirtschaft einen großen Anteil an der Wirtschafts-
leistung einnehmen. Daneben sind zahlreiche Unternehmen aus den Bereichen Maschinenbau, chemische Industrie, 
Textil- und Nahrungsmittelindustrie vertreten. Die Region Altai (Altaiski Kraj) mit der Hauptstadt Barnaul verfügt 
über eine gut entwickelte chemische Industrie, auf die etwa ein Viertel der regionalen Produktion entfällt. Ein weite-
res Viertel verbucht die Landwirtschaft, die zusammen mit Lebensmittelverarbeitung und Landmaschinenbau einen 
regionalen Schwerpunkt bildet.

Gabriele Pfeifer
Projektleiterin Russland und Belarus
COMMIT Project Partners GmbH
Kastanienallee 71 
10435 Berlin
Tel.: 030 2061 648-31
Fax: 030 2061 648-10
E-Mail: g.pfeifer@commit-group.com

www.commit-group.com

E.Kinsbruner@bdi.eu
www.ost-ausschuss.de
g.pfeifer@commit-group.com
www.commit-group.com
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Kostenlose E-Mail-Dienste der Forschungsstelle Osteuropa 
auf www.laender-analysen.de

Caucasus Analytical Digest 
Der Caucasus Analytical Digest bietet einmal monatlich englischsprachige Kurzanalysen sowie illustrierende Daten 
zu einem aktuellen Thema.
Abonnement unter: http://www.res.ethz.ch/analysis/cad/

Russland-Analysen 
Die Russland-Analysen bieten vierzehntägig eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Thema, ergänzt um Grafiken und 
Tabellen. Zusätzlich gibt es eine Wochenchronik aktueller politischer Ereignisse.
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

Russian Analytical Digest 
Der Russian Analytical Digest bietet zweimal monatlich englischsprachige Kurzanalysen sowie illustrierende Daten 
zu einem aktuellen Thema.
Abonnement unter: http://www.res.ethz.ch/analysis/rad/

kultura. Russland-Kulturanalysen 
Die Russland-Kulturanalysen diskutieren in kurzen, wissenschaftlich fundierten, doch publizistisch-aufbereiteten Bei-
trägen signifikante Entwicklungen der Kultursphäre Russlands. Jede Ausgabe enthält zwei Analysen und einige Kurz-
texte bzw. Illustrationen. Erscheinungsweise: zweimonatlich, in je einer deutschen und englischen Ausgabe. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

Ukraine-Analysen 
Die Ukraine-Analysen bieten zweimal monatlich eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Thema aus Politik, Wirtschaft 
oder Kultur, ergänzt um Grafiken und Tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

Polen-Analysen
Die Polen-Analysen bieten zweimal monatlich eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Thema aus Politik, Wirtschaft 
oder Kultur, ergänzt um Grafiken und Tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse. 
Abonnement unter: http://www.deutsches-polen-institut.de/Newsletter/subscribe.php 

Zentralasien-Analysen
Die Zentralasien-Analysen bieten monatlich eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Thema aus Politik, Wirtschaft oder 
Kultur, ergänzt um Grafiken und Tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse. 
Abonnement unter: zentralasien-analysen@dgo-online.org

Bibliographische Dienste 
Die vierteljährlich erscheinenden Bibliographien informieren über englisch- und deutschsprachige Neuerscheinungen 
zu Polen, Russland, Tschechischer und Slowakischer Republik, Ukraine sowie zu den zentralasiatischen und kaukasi-
schen Staaten. Erfasst werden jeweils die Themenbereiche Politik, Außenpolitik, Wirtschaft und Soziales. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 
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